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Mitteilung des Senats vom 11. Januar 2022

Vorhabenbezogener Bebauungsplan 153

(mit Vorhaben- und ErschlieBungsplan)

zur Errichtung eines Gebaudes fiir Gastronomie- und Eventnutzungen sowie fiir
Hotel- und Freizeitnutzungen im Bereich des Lankenauer Hofts in Bremen-
Woltmershausen/Hafen

Als Grundlage der stadtebaulichen Ordnung fiir das oben naher bezeichnete
Gebiet wird der vorhabenbezogene Bebauungsplan 153 (Bearbeitungsstand:
6. Oktober 2021) vorgelegt.

Die stadtische Deputation fur Mobilitat, Bau und Stadtentwicklung hat hierzu
am 25. November 2021 den als Anlage beigefugten Bericht erstattet.

Diesem Bericht ist eine Anlage beigefuigt, in der die eingegangenen datenge-
schiitzten Stellungnahmen einschlieflich der hierzu abgegebenen Stellung-
nahmen der stadtischen Deputation fir Mobilitat, Bau und Stadtentwicklung
enthalten sind. Diese Anlage nur den Abgeordneten der Stadtburgerschaft zu-
ganglich und liegt zur Einsichtnahme in der Burgerschaftskanzlei aus.

Der Bericht der stadtischen Deputation fur Mobilitat, Bau und Stadtentwick-
lung wird der Stadtbiirgerschaft hiermit vorgelegt.

Der Senat schlieB3t sich dem Bericht der stadtischen Deputation fur Mobilitat,
Bau und Stadtentwicklung einschlieBlich Anlage zum Bericht an und bittet die
Stadtbiirgerschaft, den vorhabenbezogenen Bebauungsplan 153 in Kenntnis
der eingegangenen Stellungnahmen zu beschliefien.

Bericht der stadtischen Deputation fiir Mobilitdat, Bau und Stadtentwicklung
zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan 153 (mit Vorhaben- und Erschlie-
Bungsplan) zur Errichtung eines Gebdudes fiir Gastronomie- und Eventnut-
zungen sowie fiir Hotel- und Freizeitnutzungen im Bereich des Lankenauer
Hoits in Bremen Woltmershausen/Hafen

(Bearbeitungsstand: 6. Oktober 2021)

Die stadtische Deputation fur Mobilitdat, Bau und Stadtentwicklung legt den
vorhabenbezogenen Bebauungsplan 153 (Bearbeitungsstand: 6. Oktober 2021)
und die entsprechende Begrindung vor.

A. Verfahren nach dem Baugesetzbuch (BauGB)
1. Planaufstellungsbeschluss

Die stadtische Deputation fur Mobilitat, Bau und Stadtentwicklung
hat am 24. Juni 2021 beschlossen, dass fir das Plangebiet der vorha-
benbezogene Bebauungsplan 153 (VE 153) aufgestellt werden soll
(Planaufstellungsbeschluss).

2. Frithzeitige Beteiligung der Offentlichkeit nach § 3 Absatz 1 BauGB

Zum Bebauungsplanentwurf ist am 8. September 2020 vom Ortsamt
Neustadt/Woltmershausen eine frithzeitige Beteiligung der Offent-
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lichkeit an der Bauleitplanung in einer ¢ffentlichen Einwohnerver-
sammlung durchgefiihrt worden. Das Ergebnis dieser Beteiligung ist
in die Planung eingeflossen.

Frihzeitige Beteiligung der Behorden und sonstigen Trager offentli-
cher Belange nach § 4 Absatz 1 BauGB

Im Rahmen des Verfahrens zur Aufstellung des vorhabenbezogenen
Bebauungsplanes 153 ist am 27. Februar 2020 die frithzeitige Behor-
denbeteiligung nach § 4 Absatz 1 BauGB durchgefiithrt worden. Das
Ergebnis dieser Beteiligung ist in die Planung eingeflossen.

Beteiligung der Behérden und sonstigen Trager offentlicher Belange
nach § 4a Absatz 2 BauGB und o6ffentliche Auslegung gema8 § 3 Ab-
satz 2 BauGB

Die offentliche Auslegung gemal § 3 Absatz 2 BauGB und die Anho-
rung der zustdndigen Behorden und sonstigen Trager offentlicher Be-
lange gemadB § 4 Absatz 2 BauGB sind fur den vorhabenbezogenen
Bebauungsplan 153 gleichzeitig durchgefiihrt worden (§ 4a Absatz 2
BauGB).

Die stadtische Deputation fiir Mobilitat, Bau und Stadtentwicklung
hat am 24. Juni 2021 beschlossen, den Entwurf zum vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplan 153 mit Begriindung o6ffentlich auszulegen.

Der Planentwurf mit Begruindung hat vom 9. Juli 2021 bis 20. August
2021 gemal § 3 Absatz 2 BauGB bei der Senatorin fiir Klimaschutz,
Umwelt, Mobilitat, Stadtentwicklung und Wohnungsbau o6ffentlich
ausgelegen.

Die Behorden und sonstigen Trager ¢ffentlicher Belange sind iiber die
offentliche Auslegung gemal § 3 Absatz 2 BauGB unterrichtet wor-
den.

Ergebnis der Beteiligung der Behérden und sonstigen Trager 6ffentli-
cher Belange

Die Bremer StraBenbahn AG (BSAG) hat anlasslich der 6ffentlichen
Auslegung mit Schreiben vom 12. Juli 2021 Folgendes mitgeteilt:

., Wir bestdtigen den Erhalt Ihrer oben genannten E-Mail mit dem An-
schreiben und den zugehoérigen Unterlagen fir die von Ihnen durch-
gefihrte Trageranhérung in obiger Sache.

Nach Durchsicht der uns tibermittelten Unterlagen zu der geplanten
MaBnahme haben sich fir uns folgende Anmerkungen ergeben.

Die Linie 24 wird derzeit sonntags tagstiber zum Lankenauer Hoft ver-
langert. Bei steigender Nachfrage ist es denkbar, dass auch zu ande-
ren Zeiten ein Teil der Fahrten der Linie 24 verlangert werden. Eine
solche Angebotsausdehnung ist auch Bestandteil der Fortschreibung
des Verkehrsentwicklungsplans, die sich derzeit in der Abstimmung
befindet. Voraussetzung fir eine Angebotsausdehnung ist eine Beauf-
tragung und Finanzierung- durch den Aufgabentrager.

Grundsatzlich ist die Endstelle Lankenauer Hoft nicht fiir einen regel-
maBigen Busbetrieb bei gleichzeitig hohem Individualverkehr ausge-
legt. Daher miissen folgende Anpassungen vorgenommen werden:

— Herstellung von zwei Uberliegepositionen fiir Gelenkbusse. Im
aktuellen Fahrplan liegt zwar nur immer ein Bus gleichzeitig hier
uber. Im Zuge der Angebotsoffensive kann es in Abhangigkeit
vom Betriebskonzept jedoch zur Situation kommen, dass ein
zweiter Bus gleichzeitig Uiberliegen muss.

— Diese Uberliegepositionen sollten auBerhalb der IV-Fahrbahn lie-
gen.
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— Heute liegt der Bus auf der stadtauswartigen Fahrbahn tber. Bei
einer Steigerung im Individualverkehr stellt dies jedoch eine Be-
hinderung des Verkehrs dar.

— Herstellung einer attraktiven Zuwegung von der Haltestelle zur
Eventlocation.

— Vorhalten einer Flache sowie der notwendigen Ver- und Entsor-
gungsleitungen fur eine Toilette fir das Fahrpersonal. Die Toi-
lette selbst wird durch die BSAG gestellt und tber das
Anderungsmanagement des ODLA finanziert."

Die stadtische Deputation fiir Mobilitat, Bau und Stadtentwicklung
gibt dazu folgende Stellungnahme ab:

Die Stellungnahme und der darin angekiindigte Ausbau des Busver-
kehrs werden positiv zur Kenntnis genommen. Ebenso werden die
aufgefiihrten erforderlichen MaBnahmen zum Ausbau der Busver-
bindung zur Kenntnis genommen. Die Verkehrsflachen der StraBen
Zum Lankenauer Ho6ft und Rablinghauser Landstrae, die durch
Busse befahren werden, liegen auBlerhalb des Geltungsbereichs des
vorhabenbezogenen Bebauungsplans 153. Insofern steht der vorha-
benbezogene Bebauungsplan 153 den aufgefiihrten MafBnahmen
nicht entgegen. Es gilt hierfiir der Bebauungsplan 165 aus dem Jahr
1978, der StraBenverkehrsflache festsetzt.

Im Hinblick auf die Herstellung einer attraktiven Zuwegung von der
Bushaltestelle zur Eventlocation wird festgehalten, dass im Plangebiet
der Vorplatz als Zuwegung von der Wendeanlage hin zum Gebaude-
korper fungiert, sodass eine attraktive, befestigte Zuwegung im Plan-
gebiet des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 153 sichergestellt ist.

Die stadtische Deputation fiir Mobilitdat, Bau und Stadtentwicklung
empfiehlt, den Planentwurf entsprechend der Zustimmung der BSAG
nicht zu andern.

Das Ortsamt Neustadt/Woltmershausen hat anldsslich der o6ffentli-
chen Auslegung mit Schreiben vom 27. August 2021 Folgendes mit-
geteilt:

.Der Beirat Woltmershausen begriiit im Grundsatz — wie bereits zu-
letzt in seinem Beschluss vom 28. September 2020 — die Planungen fuir
das Lankenauer Hoft und die damit verbundene Anderung des Fla-
chennutzungsplans. Insbesondere die vorgesehene Nutzung der 6f-
fentlichen Wasserflachen, die Sicherstellung der 6ffentlichen Zugang-
lichkeit des Rundwegs fiir FuBganger:innen, den Erhalt des Radar-
und Kontrollturmes als Wahrzeichen Woltmershausens sowie die Ge-
staltung der geplanten Gebdaude sieht der Beirat positiv.

Bereits in seiner oben genannten Stellungnahme hatte der Beirat auf
mogliche Verkehrsprobleme hingewiesen, die mit der vorgelegten
Verkehrsuntersuchung (Stand: April 2021) und nach den Erfahrungen
der letzten Monate noch nicht zufriedenstellend gelost sind:

— Der Beirat bezweifelt, dass die der Untersuchung zugrundelie-
genden Zahlwerte aus dem Oktober 2020 fir Berechnungen zur
kinftigen Nutzung belastbar sind: Zu diesem Zeitpunkt gab es
noch keinerlei Angebote auf dem Geldnde des Lankenauer Hofts,
auch die Fahre war nicht in Betrieb.

— Die Zwischennutzungen 2021 haben gezeigt, dass selbst bei Nut-
zung der zusatzlich angemieteten bremenports-Flache am Lan-
kenauer Hafen deutlich zu wenig PKW-Stellflaichen zur
Verfiigung stehen. Aulerdem gab es sowohl durch die An- und



Abfahrtverkehre als auch zum Teil durch die Konzerte selbst er-
hebliche Larmbelédstigungen, insbesondere fiir Anwohner:innen
im Bereich der Rablinghauser Land- und Stromer StraB3e.

Die offenbar geplanten Sonderveranstaltungen (siche Verkehrs-
untersuchung Seite 19 folgende) fiir 1 000 bis 5 000 Personen sind
aus Sicht des Beirats unter den jetzigen Voraussetzungen eine
viel zu groBe Belastung fir den Stadtteil, sowohl was den Larm
(bis zu 105 dB) als auch den Verkehr angeht.

AuBerdem miissen bei der Beurteilung der Larmpegel die unter-
schiedlichen Windrichtungen und die Ubertragung uber das
Wasser berticksichtigt werden.

Die Zahl der angegebenen Stellpldatze (71 fiir Besucher:innen,
vier fiir Veranstalter/Catering) halt der Beirat schon bei regula-
rem Wochenendbetrieb aktuell nicht fiir ausreichend. AuBerdem
wiisste der Beirat gerne, wo sich die Park-and-Ride-Parkplatze
befinden sollen, die nicht tiber die Strale ,Zum Lankenauer
Hoft" erschlossen werden.

Der Beirat fordert:

a)

Die Vorlage eines Mobilitatskonzeptes sowohl fiir den Regelbe-
trieb als auch fur Sonderveranstaltungen, in dem zusatzliche An-
gebote zur Vermeidung von PKW- und Motorradverkehren
dargestellt werden (Ausbau der Linie 24 beziehungsweise N4,
Shuttle-Fdahre zum Waterfront-Geldande, Kombi-Ticket Eintritts-
karte mit OPNV-Nutzung, Shuttle-Busse etc.). Dabei ist auch eine
Zufahrt iiber die StraBenziige ,Neustadter Hafentor” und , Sena-
tor-Borttscheller-StraBe” zu prifen.

Eine erneute Beiratsbeteiligung an den Genehmigungsverfahren
fir alle Musikveranstaltungen und dhnliche Events.

Bereits jetzt weist der Beirat darauf hin, dass er sich zum Schutz
der Rablinghauser:innen dafiir einsetzen wird, alle Moglichkei-
ten zur Larmreduzierung zu nutzen (Bithnenaufbau etc.) und die
Nachtzeiten ab 22 Uhr zu berticksichtigen. Aulerdem ist auch bei
Veranstaltungen in der Regel ein Zugang zu den als offentlich
zuganglich festgesetzten Wegen zu gewdhrleisten.

Eine ganzjahrige Fahrverbindung, die nicht nur in den Sommer-
monaten eine Anfahrt zu Konzerten/Sonderveranstaltungen di-
rekt von der anderen Weserseite aus ermoglicht.

Eine Verldangerung der Linie 24 beziehungsweise N4 bis zum
Lankenauer Hoft an allen Wochentagen und einschlieBlich der
An- und Abfahrtszeiten zu den Konzerten und dhnlichen Veran-
staltungen.

Den Ausbau der Wendeanlage am Lankenauer Hoft fiur Gelenk-
busse.

Den Ausbau des Radweges an der Weser zum Lankenauer Hoft
hin.

(im Umlaufverfahren einstimmig beschlossen)*”

Die stadtische Deputation fiir Mobilitat, Bau und Stadtentwicklung
gibt dazu folgende Stellungnahme ab:

Zunachst wird positiv zur Kenntnis genommen, dass der Beirat Wolt-
mershausen die Planungen fiir das Lankenauer Ho6ft im Grundsatz be-
gruBt. Die folgenden Ausfiihrungen zur Stellungnahme werden in
Themenbereiche gegliedert:



Zu Verkehrsuntersuchungen:

Auf Hinweis des Ortsamtes sowie auf Grundlage der eingegangenen
Stellungnahme aus der Offentlichkeit wurde am 28. August 2021 eine
erganzende Verkehrserhebung durchgefiihrt. Die Grundverkehre, die
im Oktober 2020 festgestellt wurden, konnten hierdurch bestatigt
werden. Hinzu kam ein Verkehr, der den prognostizierten Verkehren
der Verkehrsuntersuchung entspricht. Somit haben sich die Verkehrs-
prognosen aus dem Bebauungsplan zugrundeliegenden Verkehrsgut-
achten durch die Zahlungen bestatigt.

Es ist festzuhalten, dass es sich bei den derzeit stattfindenden Nutzun-
gen in dem Plangebiet um das Lankenauer Hoft lediglich um Zwi-
schennutzungen handelt und die reqgular mit dem vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplan 153 geplanten Nutzungen derzeit noch nicht
stattfinden. Gemal dem Vorhaben- und ErschlieBungsplan, der dem
vorhabenbezogenen Bebauungsplan 153 zugrunde liegt, werden in
dem Plangebiet fiir den Regelbetrieb alle nach Stellplatzortsgesetz er-
forderlichen Kiz-Stellpldtze und Fahrradabstellanlagen vollumféang-
lich hergestellt, sodass in dieser Hinsicht davon auszugehen ist, dass
fir den Regelbetrieb kiinftig ein auskémmliches Stellplatzangebot zur
Verfiigung steht.

Dartiberhinausgehende Sonderveranstaltungen, wie Konzerte oder
Open-Air-Kino, sind im Rahmen von Sondernutzungserlaubnissen
von dem Vorhabentrager beziehungsweise Veranstalter jeweils ge-
sondert zu beantragen und zu genehmigen. Hierbei ist auch ein Ver-
kehrskonzept aufzustellen und Stellplatzangebote entsprechend der
geplanten Veranstaltung nachzuweisen.

Zu Larmbelastigungen:

Zunachst ist darauf zu verweisen, dass Veranstaltungen wie Konzerte
und ahnliches Sondernutzungen darstellen, die jeweils im Einzelfall
im Rahmen einer Sondernutzungserlaubnis genehmigt werden miis-
sen.

Im Hinblick auf die vorgebrachten Hinweise zu Larmbelastigungen
durch Verkehr ist festzuhalten, dass ein vorhabenbezogener Bebau-
ungsplan keinen Einfluss auf das Verkehrsverhalten von Verkehrs-
teilnehmer:innen hat.

Die im Rahmen der Zwischennutzungen teils entstandenden Larm-
konflikte wurden zur Kenntnis genommen. Auf der Grundlage wer-
den im Laufe der stattfindenden Zwischennutzungen durch den
Vorhabentrager bereits im Vorfeld Schallpegelmessungen durchge-
fihrt, um zum Einsatz kommende akustische Anlagen einzuregeln
und auszurichten, sodass Schallpegelspitzen bei den umliegenden
schutzwirdigen Nutzungen vermieden werden. Des Weiteren werden
diese Messungen auch wahrend der Veranstaltungen im Bedarfsfall
fortgesetzt, sodass bei Anndherung an Grenzwerte die akustische An-
lage jeweils heruntergeregelt werden kann.

Zu Sonderveranstaltungen:

Sonderveranstaltungen, wie Konzerte oder Open-Air-Kino, sind — wie
oben bereits beschrieben —im Rahmen von Sondernutzungserlaubnis-
sen von dem Vorhabentrager beziehungsweise Veranstalter jeweils
gesondert zu beantragen und zu genehmigen. In diesen Sondernut-
zungserlaubnissen erfolgen unter anderem Regelungen zum Ver-
kehrskonzept oder zur Vermeidung von unverhaltnismaBigen Larm-
belastigungen.



Zu Stellplatzen:

Die fiir den Regelbetrieb gemafB Stellplatzortsgesetz (StellplOG) erfor-
derlichen Kfz-Stellplatze und Fahrradabstellanlagen werden im Plan-
gebiet vollumfanglich hergestellt. Park-and-Ride-Parkplatze konnen
im Falle von Sondernutzungen erforderlich sein. Regelungen zu Son-
dernutzungen erfolgen in jeweils zu beantragenden Sondernutzungs-
erlaubnissen, die der Vorhabentrager/Veranstalter beantragen und
organisieren muss. Die Verortung der Park-and-Ride-Parkplatze ist im
Rahmen der jeweiligen Sondernutzungserlaubnis zu regeln.

Zu Mobilitdtskonzepten und dem Ausbau der Fihre und des OPNV:

Zunachst ist darauf hinzuweisen, dass fiir den Regelbetrieb die nach
StellplOG erforderlichen Kfz-Stellpldatze und Fahrradabstellanlagen
im Plangebiet vollumfanglich hergestellt werden. Insofern ist ein Mo-
bilitatskonzept nach § 9 StellplOG nicht erforderlich.

Der Ausbau des OPNV-Angebots ist jedoch nicht Gegenstand der
Bauleitplanung. Hierauf hat der Vorhabentrdager keinen Einfluss. Die
BSAG ist tiiber die Planungen informiert und hat eine Stellungnahme
zum VE 153 abgegeben. Darin teilt die BSAG mit, dass die Linie 24
derzeit sonntags tagsiber zum Lankenauer Hoft verlangert wird. Bei
steigender Nachfrage ist es denkbar, dass auch zu anderen Zeiten ein
Teil der Fahrten der Linie 24 verlangert werden. Eine solche Ange-
botsausdehnung ist auch Bestandteil der Fortschreibung des Ver-
kehrsentwicklungsplans, die sich derzeit in der Abstimmung befindet.
Grundsatzlich ist die Endstelle Lankenauer Hoft nicht fiir einen regel-
maBigen Busbetrieb bei gleichzeitig hohem Individualverkehr ausge-
legt. Daher miissen Anpassungen vorgenommen werden.

So ist eine Erweiterung der Wendeanlage fiir den Busverkehr erfor-
derlich. Es sind Uberstreichbereiche zu versiegeln. Hierfiir hat der
Vorhabentrager eine Kostentibernahme in Aussicht gestellt. Entspre-
chende Regelungen erfolgen im Durchfiihrungsvertrag als Grundlage
fir einen Infrastrukturvertrag mit dem Amt fiur Straen und Verkehr
(ASV). Die weitergehenden MaBnahmen, wozu auch eine Uberprii-
fung der StraBenbreiten gehort, werden im Zuge der Fortschreibung
des VEP zu tiberpriifen sein.

Es finden derzeit Gesprache von dem Vorhabentrager mit dem
Fahranbieter statt, in welcher Form und Frequenz ein Fahrbetrieb aus-
gebaut werden kann. Der Ausbau der Fahrverbindung ist jedoch nicht
Gegenstand der Bauleitplanung. Hierauf hat der Vorhabentrager kei-
nen Einfluss.

Zur Nutzung der Zufahrt Giber die StraBenziige ,Neustadter Hafentor”
und , Senator-Borttscheller Strafle”:

Es ist darauf hinzuweisen, dass es keine Anbindung der Straen Neu-
stadter Hafentor und Sentor-Bortscheller-Stra3e an das Plangebiet des
Lankenauer Hofts gibt. Es handelt sich um Hafengeldande, das einge-
zaunt und nicht 6ffentlich zuganglich ist. Eine Erschliefung tUber diese
beiden Straflen zum Plangebiet fiir den Regelbetrieb ist daher nicht
vorgesehen, zumal die nach Stellplatzortsgesetz fur den Regelbetrieb
erforderlichen Stellpldtze fur Kfz und Fahrrader vollumfanglich im
Plangebiet hergestellt werden.

Jedoch besteht die Moglichkeit, im Falle von Sondernutzungen die
Flache des Hafengelandes als Park-and-Ride-Flache zu nutzen, die
uber die beiden Straen angefahren werden kann. Die Zustimmung
der BLG vorausgesetzt hat das zustandige Hafenamt eine Nutzung der
Flache fur Sondernutzungen in Aussicht gestellt. Diese Sondernutzun-
gen sind im Rahmen von Sondernutzungserlaubnissen jeweils im Ein-
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zelfall zu genehmigen. Hierfir ist vom Vorhabentrager beziehungs-
weise Veranstalter jeweils ein gesondertes Konzept zu erstellen, dazu
zahlt auch ein Verkehrskonzept. Regelungen zur Nutzung der be-
nannten Hafenflachen, die liber die beiden Strallen erschlossen wer-
den, erfolgen im Rahmen der Sondernutzungserlaubnisse.

Zur Beteiligung des Beirats an der Erteilung von Sondernutzungser-
laubnissen:

Eine Beteiligung des Beirats erfolgt bei der Genehmigungsverfahren
von Sonderveranstaltungen reguldr nicht.

Zur Sicherstellung der 6ffentlichen Zuganglichkeit zu den festgesetz-
ten Wegen:

Wahrend des Regelbetriebs wird die offentliche Zugéanglichkeit der
Wege sichergestellt. Regelungen zu Sonderveranstaltungen erfolgen
im Rahmen von jeweils zu beantragenden Sondernutzungserlaubnis-
sen. Es ist abhangig vom Veranstaltungskonzept, ob die 6ffentliche
Zuganglichkeit der Wege wahrend der Sonderveranstaltungen sicher-
gestellt werden kann. Teilweise wird dies, beispielsweise bei Konzer-
ten oder Open-Air-Kinoveranstaltungen, voraussichtlich nicht mog-
lich sein, da die Wegeverbindung mitten in der Veranstaltungsflache
liegt. Soweit das Veranstaltungskonzept es hergibt, wird die 6ffentli-
che Zuganglichkeit jedoch im Rahmen der Sondernutzungs-erlaub-
nisse sichergestellt.

Zum Ausbau des Radwegs an der Weser zum Lankenauer Hoft hin:

Der Ausbau des Radwegs soll im Rahmen der Sanierung des Weseru-
ferparks erfolgen.

Die stadtische Deputation fiir Mobilitdat, Bau und Stadtentwicklung
empfiehlt, den Planentwurf entsprechend der Zustimmung des Beira-
tes nicht zu andern.

Einige Behorden und sonstige Trager offentlicher Belange haben Hin-
weise vorgebracht, die zu geringfiigigen Anpassungen/Erganzungen
des Planentwurfs und der Begriindung gefiihrt haben. Auf den Glie-
derungspunkt 7. dieses Berichtes wird verwiesen.

Nach Klarung bestimmter Fragen haben die iibrigen Behérden und
sonstigen Trager offentlicher Belange gegen die Planung keine Ein-
wendungen.

Ergebnis der 6ffentlichen Auslegung

Anlasslich der o6ffentlichen Auslegung ist eine Stellungnahme aus der
Offentlichkeit eingegangen. Diese Stellungnahme sowie die dazu ab-
gegebene Stellungnahme der stdadtischen Deputation fiir Mobilitat,
Bau und Stadtentwicklung sind in der Anlage zu diesem Bericht der
Deputation aufgefiihrt.

Anderung des Planentwurfs und der Begriindung nach der 6ffentli-
chen Auslegung

Geringfiigige Anpassungen/Erganzungen des Planentwurfs

Nach der offentlichen Auslegung ist der Bebauungsplanentwurf iiber-
arbeitet und insofern wie folgt geringfliigig angepasst beziehungs-
weise prazisiert worden:

— Herausnahme der 6ffentlichen Wasserflachen nérdlich der Land-
zunge, auf denen die Hotelboote angelegt werden sollen, mit ent-
sprechender Verkleinerung des Geltungsbereichs des Bebau-
ungsplans,
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— Ergéanzung der textlichen Festsetzung Nr. 3.1: Aufnahme, dass
ein Landverankerungspunkt fiir Steganlagen zulassig ist (erfolgt,
da die textliche Festsetzung Nr. 5 entfallt),

— Streichen der textlichen Festsetzung Nr. 5, da die o6ffentlichen
Wasserflachen aus dem Geltungsbereich entfallen,

— Anpassung der textlichen Festsetzung Nr. 15 zum Schallschutz:
Streichen der Regelungen fiir Hotelboote beziehungsweise
schwimmende Hotelanlagen, da die o¢ffentlichen Wasserfldachen,
auf denen die Hotelboote angelegt werden sollen, aus dem Gel-
tungsbereich entfallen,

— Ergdnzung der nachrichtlichen Ubernahme um den Zusatz, dass
fur die einbezogenen Flachen auch das Hafenbetriebsgesetz gilt,

— Anpassung und Erganzung des Hinweises, dass fur die nachricht-
lich tbernommenen Flachen sowie auBerhalb des Geltungsbe-
reichs die Bremische Hafenordnung und das Hafenbetriebsgesetz
gelten und dass diese landesrechtlichen Regelungen von den
Festsetzungen des VE 153 unberiihrt bleiben; Streichen des Hin-
weises, dass fiir Hotelboote und schwimmende Hotelanlagen je-
weils hafenrechtliche Erlaubnisse erforderlich sind, da die offent-
lichen Wasserflachen aus dem Geltungsbereich entfallen.

Der Bebauungsplanentwurf (Bearbeitungsstand: 6. Oktober 2021) ent-
hélt die vorgenannten Anpassungen und Ergénzungen.

Die stadtische Deputation fiir Mobilitat, Bau und Stadtentwicklung
empfiehlt, dem geringfiigig angepassten Plan zuzustimmen.

Erganzungen der Begriindung nach der 6ffentlichen Auslegung

Aufgrund der vorgenannten Anpassungen des vorhabenbezogenen
Bebauungsplans 153 (mit Vorhaben- und ErschlieBungsplan) sowie
weiterer Hinweise im Rahmen der Tragerbeteiligung und 6ffentlichen
Auslegung ist eine Uberarbeitung der Begriindung erforderlich ge-
worden. Die Ergdnzungen sind iiberwiegend redaktioneller Art oder
dienen der Klarstellung.

Die Begriindung ist insbesondere unter den folgenden Gliederungs-
punkten erganzt beziehungsweise angepasst worden:

— A) Plangebiet; B) Ziele, Zwecke und Erforderlichkeit des Bebau-
ungsplans; C) Planinhalt, Ziffer 7 Immissionsschutz; D) Umwelt-
bericht Ziffer 2 a, Ziffer 2 b, Ziffer 2 ¢ und Ziffer 8

Anpassung der Aussagen zum Plangebiet und zum geltenden
Planungsrecht im Hinblick auf die Herausnahme der 6ffentlichen
Wasserflachen aus dem Geltungsbereich und Verweis darauf,
dass die aus dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan entfallen-
den Regelungen fiir die Hotelboote, insbesondere zum Schall-
schutz, in die hafenrechtlichen Sondernutzungserlaubnisse auf-
genommen werden und Klarstellung, dass es sich bei den 6ffent-
lichen Wasserflachen um Hafenflachen handelt, die beim
Schallschutz im Hinblick auf die Schutzwiirdigkeit wie Industrie-
gebiete gewertet werden.

— C) Planinhalt, Ziffer 1 Art der baulichen Nutzung und Ziffer 2
MaB der baulichen Nutzung:

Streichung der Aussagen zur gestrichenen textlichen Festsetzung
Nr. 5.

— C) Planinhalt, Ziffer 4 Verkehrliche Erschliefung:

Prazisierung von Aussagen zu den vorhandenen FuB3- und Rad-
wegen sowie zu der Stellplatzberechnung fir Kfz-Stellplatze und
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Fahrradabstellanlagen; Klarstellung, dass die fiir den Regelbe-
trieb gem. StellplOG erforderlichen Kfz-Stellplatze und Fahr-
radabstellanlagen vollumfanglich im Plangebiet hergestellt
werden.

— C) Planinhalt, ehemals Ziffer 5 Offentliche Wasserflachen:

Streichen des Kapitels, da die offentlichen Wasserflachen aus
dem Geltungsbereich entfallen.

— () Planinhalt, Ziffer 11 Nachrichtliche Ubernahmen nach § 9 Ab-
satz 6 BauGB:

Anpassung und Erganzung des Hinweises, dass fur die nachricht-
lich ibernommenen Flachen sowie aulerhalb des VE 153 die Bre-
mische Hafenordnung und das Hafenbetriebsgesetz gelten und
dass diese landesrechtlichen Regelungen von den Festsetzungen
des VE 153 unbertihrt bleiben.

— E) Finanzielle Auswirkungen/Gender-Prifung:

Korrektur, dass die erforderlichen Mittel fiir eventuelle Kampf-
mittelbeseitigungen — soweit Dritte nicht zur vollstandigen Refi-
nanzierung der Kosten herangezogen werden kénnen — durch
das Land Bremen getragen werden.

Die Begrindung (Bearbeitungsstand: 6. Oktober 2021) enthalt die vor-
genannten Erganzungen.

Die stadtische Deputation fiir Mobilitdat, Bau und Stadtentwicklung
empfiehlt, der erganzten Begriindung zuzustimmen.

8. Absehen von einer erneuten 6ffentlichen Auslegung gemaB § 4a Ab-
satz 3 BauGB

Durch die nach der ersten 6ffentlichen Auslegung des vorhabenbezo-
genen Bebauungsplanentwurfes 153 erfolgten geringfiigigen Anpas-
sungen/Erganzungen des Planentwurfs sind die Grundziige der
Planung nicht berthrt worden.

Unter dieser Voraussetzung kann gema6 § 4a Absatz 3 Satz 4 BauGB
die Einholung der Stellungnahmen auf die von der Anderung oder Er-
gdnzung betroffene Offentlichkeit sowie die beriihrten Behérden und
sonstigen Trager offentlicher Belange beschrankt werden. Die vorge-
nannten Anpassungen/Erganzungen berticksichtigen die im Rahmen
der Behordenbeteiligung vorgetragenen Hinweise und wurden mit
den davon beriihrten Behorden einvernehmlich abgestimmt. Abwa-
gungsrelevante neue Erkenntnisse und Inhalte haben sich dadurch
nicht ergeben.

Stellungnahme des Beirates

Der Beirat Woltmershausen hat der Planung zugestimmt, siehe dazu auch
Punkt 5.2 dieser Berichtsvorlage.

Dem Ortsamt Neustadt/Woltmershausen wurde die Deputationsvorlage
gemal der Richtlinie Giber die Zusammenarbeit des Senators fiir Umwelt,
Bau und Verkehr mit den Beirdten und Ortsamtern in der Fassung vom
17. November 2016 iibersandt.

Beschluss

Die stadtische Deputation fiir Mobilitat, Bau und Stadtentwicklung bittet
den Senat und die Stadtburgerschaft, den vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplan 153 (mit Vorhaben- und ErschlieBungsplan) zur Errichtung eines
Gebdudes fir Gastronomie- und Eventnutzungen sowie fiir Hotel- und
Freizeitnutzungen im Bereich des Lankenauer Hofts in Bremen Woltmers-



hausen/Hafen (Bearbeitungsstand: 6. Oktober 2021) in Kenntnis der ein-
gegangenen Stellungnahmen und ihrer empfohlenen Behandlung zu be-
schlieBen.

Falk-Constantin Wagner
(Sprecher)

Begriindung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan 153 (mit Vorhaben-
und ErschlieBungsplan) zur Errichtung eines Gebdudes fiir Gastronomie- und
Eventnutzungen sowie fiir Hotel- und Freizeitnutzungen im Bereich des Lan-
kenauer Hofts in Bremen Woltmershausen/Haien

(Bearbeitungsstand: 6. Oktober 2021)

A.

B.

Plangebiet

Das knapp 1,8 ha groBe Plangebiet liegt in den Stadtteilen Woltmershau-
sen und Hafen und umfasst die Flache rund um das Lankenauer Hoft auf
der Landzunge zwischen Weser und dem Lankenauer/Neustadter Hafen.
Es umfasst das Flurstiick 6/51 sowie Teile des Flurstiicks 6/53 (Flur 79, Ge-
markung VL).

MaBgeblich fiir den Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungs-
plans 153 ist die Abgrenzung in der Planzeichnung. Auf derselben Planur-
kunde ist auch das Planwerk des Vorhaben- und ErschlieBungsplans
abgebildet, der nach § 12 Absatz 3 BauGB Bestandteil des vorhabenbezo-
genen Bebauungsplans ist. Der Vorhaben- und ErschlieBungsplan be-
stimmt den Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans.
Zugleich bezieht der vorhabenbezogene Bebauungsplan 153 gemal § 12
Absatz 4 BauGB auch Flachen auBerhalb des Bereichs des Vorhaben- und
ErschlieBungsplans in seinen Geltungsbereich ein; dabei handelt es sich
um Flachen bis zur Wasserflache. Diese einbezogenen Flachen, die der
Bremischen Hafenordnung unterliegen, umfassen im Wesentlichen Teile
der Zuwegung, die Béschung und die bestehende behoérdlich genutzte Sli-
panlage im Nordwesten des Plangebiets sowie den Zugang zu dem be-
hordlich genutzten Anleger sudlich des Plangebietes. Die Flachen des
Vorhaben- und ErschlieBungsplans befinden sich im Eigentum der Stadt-
gemeinde. Die Vorhabentréagerin, die Lankenauer Hoft Projektgesellschaft
mbH, ist die Erbbauberechtigte und hat damit Zugriff auf die zu bebauen-
den Flachen.

Waterfront

a

Ziele, Zwecke und Erforderlichkeit des Bebauungsplanes
1. Entwicklung und Zustand

Das Plangebiet wurde im Zuge der Errichtung des Neustadter Hafens
Ende der Sechzigerjahre mit einem Radar- und Kontrollturm sowie ei-
nem angeschlossenen eingeschossigen Verwaltungsgebaude bebaut
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und durch das Bremer Hafenamt genutzt. Nach Aufgabe dieser Nut-
zung wurde das Gebdude seit dem Jahr 1979 durch den Gastronomie-
betrieb ,Lankenauer Hoft" genutzt, der seinen Betrieb im Jahr 2016
eingestellt hat. Seither fand zeitweise eine Zwischennutzung unter
anderem durch den Zucker Club und die Golden City Hafenbar statt.

Das ehemalige Gebdude wird derzeit abgerissen. Es war unsaniert
und wies eine marode Bausubstanz mit einem schlechten Energie-
standard auf. Die Flachen im Plangebiet waren zu einem groBen Teil
versiegelt durch den Gebaudekorper mit vorgelagerter Terrasse, ei-
nen asphaltierten Parkplatz, angrenzende gepflasterte beziehungs-
weise teils mit Schotterrasen belegte Flache sowie tiberwiegend voll
versiegelte Zuwegungen. Die tibrigen Flachen sind mit Rasen sowie
vereinzelt mit Biischen, Hecken und Baumen bewachsen (vor allem
Randstreifen entlang des Parkplatzes sowie einzelne Baume auf dem
Parkplatz und westlich des ehemaligen Gebdudekorpers).

Das Plangebiet ist von 6ffentlichen Wasserflachen des Wendebeckens
Neustadter Hafen (ehemals Hafenkanal) umgeben. Das Hafenbecken
ist durch eine vorhandene Spundwand von der Weser getrennt und
damit nicht wesentlich strémungsbeeinflusst.

Ostlich grenzt an das Plangebiet der Weseruferpark an, der in den
Siebzigerjahren als 6ffentliche Parkanlage entlang der Weser gestal-
tet wurde und vom Lankenauer Hoft bis nach Rablinghausen reicht.
Das Hafenbecken des Lankenauer/Neustddter Hafens ist von einer
behordlich genutzten Slipanlage fir Boote im Westen des Plangebiets
zuganglich. Siidlich des Plangebiets befindet sich ein behérdlich ge-
nutzter Bootsanleger, der ebenso wie die behoérdlich genutzte Slipan-
lage iber das Plangebiet erschlossen wird.

Das Plangebiet ist durch die StraBe zum Lankenauer Hoft erschlossen.
Weitergehende Aussagen zur verkehrlichen Erschliefung finden sich
in Kapitel C 4 dieser Begriindung.

Geltendes Planungsrecht

Der Flachennutzungsplan Bremen stellt fiir das Plangebiet im Osten
Grinflache mit der Zweckbestimmung Parkanlage und im westlichen
Bereich Sondergebiet SO Hafengebiet dar. Ostlich des Plangebiets ist
entlang der Weser eine Grinverbindung dargestellt. Da sich die Vor-
habenplanung nicht aus den Darstellungen des geltenden Flachen-
nutzungsplans (FNP) herleitet, wird gemal § 8 Absatz 3 BauGB mit
der Aufstellung des Bebauungsplans gleichzeitig der FNP im soge-
nannten Parallelverfahren gedndert (28. FNP-Anderung).

Fir das Plangebiet gilt der Bebauungsplan 1065 aus dem Jahr 1978.
Dieser setzt im Ostlichen Bereich 6ffentliche Griinanlage und im west-
lichen Bereich Sondergebiet SO Hafen fest. Es handelt sich um einen
qualifizierten Bebauungsplan nach § 30 Absatz 1 BauGB.

Planungsziele und Erforderlichkeit des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplanes

Anlass der Planung ist, das derzeit brachliegende Grundstiick einer
neuen, langfristigen Nutzung zuzufithren und ein Angebot fiir Gast-
ronomie, Event-, Hotel- und Freizeitnutzungen zu schaffen. Das be-
reits abgerissene Bestandsgebdaude soll durch einen zweigeschos-
sigen Neubau ersetzt werden. Der ehemalige Kontroll- und Radarturm
bleibt als identitatsstiftendes Bauwerk erhalten und wird in die Pla-
nungen integriert. Dieser steht allerdings nicht unter Denkmalschutz.

In einem Teil des neuen Gebaudekorpers sollen Flachenangebote fur
eine ganzjahrig betriebene Gastronomie samt Terrassenflachen fur
AuBengastronomie geschaffen werden. Die ubrigen Flachen im Neu-
bau sollen fir Eventnutzungen wie Firmen- oder Familienfeiern,
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Hochzeiten, Kohlfahrten und &hnliches genutzt werden. An wenigen
Tagen im Jahr sollen im Plangebiet dariiber hinaus Freiluftveranstal-
tungen wie Konzerte, Open-Air-Kino oder Flohmarkte durchgefiihrt
werden. Hierfiir sollen vor allem die Freiflachen im Siiden des Plan-
gebiets genutzt werden.

Die AuBenanlagen sollen neugestaltet und in Teilen entsiegelt wer-
den. Die dem Gebdude zugeordneten Flachen im Norden des Plange-
biets sollen als Sandflachen fiir einen Mehrgenerationen-Spielplatz,
eine Beachbar und als Strandflachen zum Aufenthalt gestaltet wer-
den. Im Siiden ist dem neuen Gebaudekorper ein Vorplatz vorgela-
gert, der zum Eingang in das Gebaude fiihrt und mit einer Grinfla-
che und Baumpflanzungen gestaltet wird. Im westlichen Bereich des
Plangebiets sind Abstellflachen fiir Wohnmobile und Tiny Houses
(Kleinsthduser, die in diesem Falle eine Grundflache von rund 20 m?
und gemdaB den Anforderungen der Stralenverkehrsordnung ohne
Sonderzulassung eine Hohe von maximal 4,00 m aufweisen) vorgese-
hen, die als Hotelraume genutzt werden sollen. N6rdlich angrenzend
soll ein Servicegebaude mit Sanitaranlagen entstehen.

Im stidlichen Bereich soll eine zusammenhangende Flache fiir rund 80
Kfz-Stellpldtze geschaffen werden. Diese umfasst den GroBteil der er-
forderlichen Pflichtstellpldatze und acht Stellplatze fiir das Hafenamt,
die heute bereits im Plangebiet vorhanden sind und neu geordnet
werden. Die Stellplatzflache wird iiber eine neue Zuwegung erschlos-
sen, die die StraBe Zum Lankenauer Hoft nach Westen fortfiihrt. Diese
Zuwegung soll auch die Abstellflachen fiir die Wohnmobile und Tiny
Houses erschlieflen. Die Abstellflachen fir die Tiny Houses sind so di-
mensioniert, dass hier auch jeweils die Abstellung eines Kfz, mit dem
die Besucher der Tiny Houses anreisen, moglich ist. Die behoérdlich
genutzte Slipanlage im Westen des Plangebiets und der behordlich
genutzte Bootsanleger sudlich des Plangebiets bleiben erhalten und
werden ebenfalls an die neue Zuwegung angebunden. Alle Stellplatz-
und Aufstellflachen sollen mit Schotterrasen gestaltet werden. Fiir die
Anlieferung werden Wegefldachen ostlich des neuen Gebaudekorpers
angelegt.

Der bestehende Radweg, der im Weseruferpark entlang der Weser
verlauft und derzeit im Norden des Plangebiets endet, soll verlangert
werden, sodass ein offentlicher beziehungsweise offentlich zugangli-
cher Rundweg fur zu FuBl Gehende und Radfahrende um die Halbinsel
entsteht. Dartiber hinaus entsteht ein neues Angebot fiir den Rad- und
FuBiverkehr im Bereich der geplanten Wegeflachen ostlich des neuen
Gebaudekorpers.

Auf den offentlichen Wasserflachen nordlich des Plangebiets und da-
mit auBerhalb des Geltungsbereichs des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplans 153 sollen gemdBl dem vorgesehenen Konzept des Vor-
habentragers zwei tidenvariable Steganlagen fiir insgesamt maximal
26 Hotelboote entstehen. Die Steganlagen werden einen gemeinsa-
men Landverankerungspunkt nordwestlich des neuen Gebaudekor-
pers erhalten. Die Steganlagen samt Hotelboote liegen aulerhalb des
Wendekreises fur Schiffe im westlich angrenzenden Wendebecken
des Neustadter Hafens, sodass dieser nicht beeintrachtigt wird. Die
Hotelboote werden fest anliegen und nicht im Wasser verkehren. Die
Realisierung der Hotelboote soll abhangig von der Nachfrage etap-
penweise erfolgen. Derzeit ist die oOstliche Steganlage mit den sieben
vorgesehenen Hotelbooten lediglich als Option fur den Fall einer ent-
sprechend gro3en Nachfrage angedacht. Fur die Realisierung der Ho-
telboote ist jeweils eine hafenrechtliche Sondernutzungserlaubnis
erforderlich, in der auch der Ausschluss von dauerhaften Wohnnut-
zungen und Vorkehrungen zum Schallschutz in den Hotelbooten ver-
bindlich geregelt werden (vergleiche D. 2. b]).
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Die Hotelboote und die Tiny Houses sollen jeweils als Hotelraume ge-
nutzt werden, also lediglich dem voriibergehenden Aufenthalt die-
nen. Dauerhafte Wohnnutzungen sind im gesamten Plangebiet sowie
auf den offentlichen Wasserflachen nicht vorgesehen.

Planverfahren

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan wird im Regelverfahren nach
§§ 2 if. BauGB aufgestellt. Die Ergebnisse der Umweltpriifung sind im
Umweltbericht dokumentiert.

Parallel zum Bebauungsplanverfahren wird der Flachennutzungsplan
nach MaBgabe von § 8 Absatz 3 BauGB geandert, da die Vorhaben-
planung sich nicht aus der Darstellung einer Sonderbauflache SO Ha-
fengebiet herleitet (28. FNP-Anderung im sogenannten Parallelver-
fahren).

C. Planinhalt

1.

Art der baulichen Nutzung

Die im Plangebiet zuldssigen Nutzungsarten werden durch zeichneri-
sche und textliche Festsetzungen des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplans 153 bestimmt.

In dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan wird gemal § 12 Absatz
3a BauGB in Verbindung mit § 11 BauNVO als Gebietskategorie ein
sonstiges Sondergebiet (SO) festgesetzt. Auf Grundlage von § 12 Ab-
satz 3a BauGB erfolgt daher die Festsetzung, dass im Geltungsbereich
des Vorhaben- und ErschlieBungsplanes im Rahmen der festgesetzten
Nutzungen nur solche Vorhaben zuldssig sind, zu deren Durchfiih-
rung sich die Vorhabentragerin im Durchfiihrungsvertrag verpflichtet
hat.

Daher sind Vorhaben, die zwar vom vorhabenbezogenen Bebauungs-
plan 153 erfasst werden, also zuldassige Nutzungen innerhalb der fest-
gesetzten sonstigen Sondergebiete SO 1 und SO2 sind, nicht aber vom
Durchfiihrungsvertrag, unzulédssig. Fir die im Bebauungsplan festge-
setzten Nutzungen wird unter entsprechender Anwendung des § 9
Absatz 2 BauGB geregelt, dass die festgesetzten Nutzungen in Bezug
auf ihre Zulassigkeit als (aufschiebend) bedingte Festsetzungen zu
behandeln sind, wobei Bedingung die entsprechende Verpflichtung
im Durchfiihrungsvertrag ist.

Hier wird also von derin § 12 Absatz 3a BauGB eroffneten gelockerten
Vorhabenbindung Gebrauch gemacht, im vorhabenbezogenen Be-
bauungsplan kein konkretes Vorhaben festzusetzen, sondern nur ein
Baugebiet und die darin zuldssigen oder nicht zuldssigen Nutzungen
allgemein zu beschreiben und sich nur im Durchfiihrungsvertrag auf
ein konkretes Vorhaben festzulegen.

Die Festsetzung eines Sondergebietes entspricht den Planungszielen,
im Plangebiet Angebote fiir Gastronomie-, Event- sowie Hotel- und
Freizeitnutzungen zu schaffen und die vorhandenen Anlagen und
Einrichtungen des Hafenbetriebs zu sichern. Hierdurch soll das Plan-
gebiet einer neuen Nutzung zugefiithrt und dauerhaft belebt werden.
Das Sondergebiet wird auf der Grundlage des § 11 Absatz 1 in Ver-
bindung mit Absatz 2 Satz 1 BaulNVO hinsichtlich der Art der bauli-
chen Nutzung dahingehend ndaher konkretisiert, dass es in zwei
Teilgebiete (SO1 und SO2) gegliedert wird, welche in der Planzeich-
nung abgegrenzt werden. Nur mit dieser Gebietsgliederung hinsicht-
lich der unterschiedlichen Nutzungsarten und Zweckbestimmungen
konnen die oben genannten Planungsziele erreicht werden.
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Das SO1 erhalt die Zweckbestimmung , Gastronomie, Event, Freizeit,
Hafen". Es dient der Unterbringung von Schank- und Speisewirt-
schaften, Veranstaltungsraumen, Freizeitnutzungen sowie Anlagen
und Einrichtungen des Hafenbetriebs. Zuldssig sind gemaB der textli-
chen Festsetzung Nr. 3.1 Schank- und Speisewirtschaften, Veranstal-
tungs- und Eventraume, Freizeitnutzungen (zum Beispiel Spielplatz-
Beachvolleyball, Strandsoccer, Boule), Freiluftveranstaltungen (zum
Beispiel Konzerte, Open-Air-Kino, Flohmarkte), ein Landveranke-
rungspunkt fir Steganlagen, als Hafennutzung eine behérdlich ge-
nutzte Boot-Slipanlage, Zugang zu einem behoérdlich genutzten
Bootsanleger sowie die den jeweiligen, vorgenannten Nutzungszwe-
cken dienenden Lagerflachen und Nebenanlagen und sonstige dem
jeweiligen Nutzungszweck dienende Stellplatze mit ihren Zufahrten,
Rampen und Nebenanlagen. Damit wird mit der vorgenannten
Zweckbestimmung planerisch der zulassige Nutzungsrahmen festge-
legt, der eine geordnete stadtebauliche Entwicklung ermdoglicht. Die
konkret zuldssigen Nutzungen definiert sodann der Durchfiihrungs-
vertrag.

Das SO2 erhdlt die Zweckbestimmung , Stellflache fiir Wohnmobile,
Tiny Houses als Hotelnutzung”. Zulassig sind gemaB der textlichen
Festsetzung Nr. 4 Aufstellflachen fir Wohnmobile und Tiny Houses,
beide jeweils als Hotelnutzung nur zum voriibergehenden Aufenthalt;
mit dieser Beschrankung der Nutzungsdauer auf einen nur voriiber-
gehenden Aufenthalt mit der Nutzungsart eines Hotels wird ein dau-
erhaftes Wohnen planerisch ausgeschlossen. Im Weiteren zuldssig
sind ein Service- beziehungsweise Sanitargebaude, das eine Grund-
flache von 90 m? nicht Giberschreitet, dem jeweiligen Nutzungszweck
dienende Stellplatze mit ihren Zufahrten sowie Freiluftveranstaltun-
gen und den Nutzungszwecken des SO1 dienende Stellpldatze mit ih-
ren Zufahrten. Das konkret zulassige Vorhaben wird gemall § 12
Absatz 3a BauGB im Durchfiithrungsvertrag definiert.

Im gesamten Plangebiet sind gemal der textlichen Festsetzung Nr. 5
Betriebswohnungen im Sinne von § 8 Absatz 3 Nr. 1 BauNVO sowie
Beherbergungsbetriebe, die wohndhnlich genutzt werden (beispiels-
weise Business-Apartments oder Boarding-Houses im Sinne von
Langzeit-Hotelnutzungen, sogenanntes Zuhause auf Zeit) nicht zulas-
sig. Dieser Nutzungsausschluss erfolgt im Rahmen der Zweckbestim-
mung des sonstigen Sondergebiets auch vor dem Hintergrund der auf
das Plan-gebiet einwirkenden Gewerbelarmimmissionen durch die
umliegenden Gewerbe- und Industriebetriebe (vergleiche hierzu
auch C 8 und D 2 b). Aufgrund der zu erwartenden Gewerbelarmim-
missionen sind im Plangebiet ausschlieflich Nutzungen zum vortber-
gehenden Aufenthalt zuldssig.

MaB der baulichen Nutzung

Die uberbaubare Grundstiicksflache im Plangebiet wird bestimmt
durch die Festsetzung einer jeweils maximalen Grundflache fur bau-
liche Anlagen im SO1 und im SOZ2. Diese leitet sich aus der Vorhaben-
planung und dem baulichen Bestand ab. Sie betragt fur das SO1 2 950
m? und fur das SO2 190 m? Die Begrenzung der Grundflachen zielt
auf eine Reduzierung des Freiflachenverbrauchs innerhalb des in Tei-
len bisher unbebauten Plangebietes ab. Mit den festgesetzten Grund-
flachen ergibt sich innerhalb des Vorhabenbereichs rechnerisch eine
Grundflachenzahl (GRZ) von rund 0,30 fur das SO1 und eine GRZ von
0,34 fur das SO2. Damit wird die Obergrenze des § 17 Absatz 1
BaulNVO fiur ein Sonstiges Sondergebiet von GRZ 0,80 deutlich unter-
schritten.
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Fur die Errichtung von Stellpldtzen mit ihren Zufahrten sowie Neben-
anlagen, dem Vorplatz sowie befestigten Wegeflachen ist eine Uber-
schreitung der festgesetzten maximalen Grundflachen bis zu einer
GRZ von 0,70 im SO1 und bis zu einer GRZ von 0,80 im SO2 zuldssig
(vergleiche textliche Festsetzung Nr. 6). Mit der GRZ von 0,70 bezie-
hungsweise 0,80 wird die in § 17 Absatz 1 BauNVO fir sonstige Son-
dergebiete normierte Obergrenze von GRZ 0,80 unterschritten be-
ziehungsweise eingehalten. Die rechnerisch ermittelte, faktische Ge-
schossflachenzahl (GFZ) von maximal 0,30 (SO1) und Baumassenzahl
(BMZ) von maximal 1,60 (SO1) liegt ebenfalls deutlich unter den in
§ 17 Absatz 1 BauNVO festgelegten Obergrenzen.

Um die negativen Auswirkungen von Versiegelungen von Freiflachen
im Plangebiet zu reduzieren, erfolgt eine Dachbegriinung des neuen
Gebéaudekorpers, die im Vorhaben- und ErschlieBungsplan darge-
stellt ist. Eine Dachbegriinung reduziert den Regenwasserabfluss und
erhoht somit die Verdunstungsrate, was sich positiv auf die mikrokli-
matischen Verhdltnisse auswirkt. Zudem sollen die Stellplatzanlagen
mit Schotterrasen gestaltet werden. Die textliche Festsetzung Nr. 13
sichert, dass die Oberflachen von Stellplatzen mit ihren Zufahrten in
den Sondergebieten SO1 und SO2 nicht vollflachig zu versiegeln sind.

Das MaB der baulichen Nutzung wird in den Sondergebieten SO1 und
SO2 im Weiteren bestimmt durch die maximalen Hohen der baulichen
Anlagen sowie die Festlegung der maximal zuldssigen Anzahl der
Vollgeschosse. Mit Ausnahme der eingeschossigen Bereiche mit einer
nach Norden und Westen orientierten Dachterrasse wird der geplante
Gebéaudekorper fiir die Gastronomie- und Eventnutzungen entspre-
chend der Vorhabenplanung iiberwiegend zweigeschossig ausgebil-
det.

Als Oberkante wird fiir den gesamten neuen Gebaudekorper 20,00 m
iber Normalhohennull (NHN) festgesetzt. Fiir den ehemaligen Radar-
und Kontrollturm wird ausgehend vom Bestand eine maximale Hohe
von 26,50 m iiber NHN festgesetzt. Die Beachbar und das Sanitarge-
baude sollen mit einer zuldassigen Hohe von 13,50 m tiber NHN ein
Vollgeschoss nicht iiberschreiten (vergleiche textliche Festsetzungen
Nr. 3.1 und Nr. 4).

Die festgesetzten Hohenangaben fiir bauliche Anlagen in den Sonder-
gebieten SO1 und SO2 beziehen sich auf Uber Normalhohennull
(NHN) (vergleiche textliche Festsetzung Nr. 10). Die Gelandehohe im
Plangebiet wird im Bereich der geplanten baulichen Anlagen bei circa
7,30 m uber NHN beziehungsweise im Bereich der Terrasse bei circa
8,10 m uber NHN liegen, sodass der neue Gebaudekorper eine Hohe
von 12,50 m tUber Gelande beziehungsweise rund 11,90 m uber der
umlaufenden Terrasse erreichen wird. In der Planzeichnung ist ein
Hohenreferenzpunkt eines vorhandenen Kanaldeckels im Norden des
Plangebiets informatorisch dargestellt (6,57 m uiber NHN).

Die Hohenfestsetzungen fir die Sondergebiete SO1 und SO2 umfas-
sen samtliche bauliche Anlagen, beispielsweise auch Attiken. Ausge-
nommen sind auf Grundlage der textlichen Festsetzung Nr. 11
technische Aufbauten, Geldnder und Brustungen. Diese konnen die
festgesetzten HochstmalBe ausnahmsweise um maximal 1,20 m tber-
schreiten. Diese Festsetzung soll eine gewisse Reaktionsmoglichkeit
in der weiterfihrenden Planung und Anlagen zur Nutzung von erneu-
erbaren Energien ermoglichen.

Dariiber hinaus werden mit der textlichen Festsetzung Nr. 7 Uber-
dachungen der Terrasse ermoglicht. Hierdurch soll ein sonnen- und
witterungsgeschitzter Aufenthalt auf der Terrassenflache ermoglicht
werden.
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Uberbaubare Grundstiicksflachen, Bauweise

Ausgehend von der Vorhabenplanung wird die tiiberbaubare Grund-
sticksflache fiir den neuen Gebaudekorper im SO1 durch Baulinien
bestimmt. Die vorgesehene Terrasse fiir Aulengastronomie, die den
gesamten Gebaudekorper umschlieBt, wird mit einer Baugrenze fest-
gesetzt. Der ehemalige Radar- und Kontrollturm wird mit einer Bau-
grenze gesichert, die die Geschosse oberhalb des TurmfuBles umfasst.
Die Aufstellflache fiir die Wohnmobile und Tiny Houses sowie die Fla-
che fir das Sanitargebdaude im SO2 wird ebenfalls mit einer Bau-
grenze als iberbaubare Grundstiicksflache festgesetzt.

Die textliche Festsetzung Nr. 8 regelt Abweichungen von den festge-
setzten Baulinien und Baugrenzen hinsichtlich der Treppen, barriere-
freier Rampen, der Dachterrasse, der Eingangsiiberdachungen sowie
der technischen Aufbauten (vergleiche textliche Festsetzungen Nrn.
8.1 bis 8.3).

Innerhalb des Plangebiets wird die offene Bauweise gemaB § 22 Ab-
satz 1 BauNVO festgesetzt, das heifit die Gebaude sind mit seitlichem
Grenzabstand zu errichten.

Verkehrliche ErschlieBung, Stellpldatze, Nebenanlagen

Das Plangebiet ist iiber die StraBe Zum Lankenauer Hoft verkehrlich
erschlossen. Sie endet siidostlich des Plangebiets in einer Wende-
schleife. FuB- und Radwege sind am Weserufer getrennt von der Fahr-
bahn vorhanden. Dabei handelt es sich um einen gemeinsamen Geh-
und Radweg in der 6ffentlichen Griinanlage entlang der Weser sowie
einen FuBweg mit wassergebundener Decke entlang der Strae Zum
Lankenauer Hoft, der zum Teil auf dem Deich gefiihrt wird. Entlang
der Weser verlauft im Weseruferpark ein Radweg, der derzeit im Nor-
den des Plangebiets endet.

Direkt am Plangebiet ist eine Bushaltestelle vorhanden, die zeitweise
von der Linie 24 angefahren wird. Zuletzt verkehrte die Linie 24 hier
von Anfang Mai bis Anfang Oktober 2020 an den Wochenenden und
an Feiertagen. Die von der Linie 24 reguldr bediente Bushaltestelle
Bremen Rablinghausen ist rund 1,4 km vom Plangebiet entfernt. Ost-
lich des Plangebiets befindet sich der Anleger der Weserfahre, die von
Ende April bis Anfang Oktober an den Wochenenden und an Feierta-
gen zwischen dem Lankenauer Hoft, dem Einkaufszentrum Water-
front/Pier 2 und dem Molenturm in der Uberseestadt verkehrt.

Richtung Westen gibt es von der Strae Zum Lankenauer Hoft eine
Zufahrt zum Plangebiet, die im Bereich des Vorhaben- und Erschlie-
Bungsplans fortgefiihrt und neugestaltet werden soll. Uber diese Zu-
wegung sollen die Stellplatzanlage, die Aufstellflachen fiir die
Wohnmobile und die Tiny Houses sowie der sudlich des Plangebiets
gelegene Bootsanleger und die vorhandene behoérdlich genutzte Boot-
Slipanlage im Nordwesten des Plangebiets erschlossen werden. Die
Zuwegung wird mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zugunsten der
Stadtgemeinde gesichert (Flache B; vergleiche hierzu C. 7.).

Im Plangebiet werden die fir den Regelbetrieb nach Stellplatzortsge-
setz (StellplOG) erforderlichen Kfz-Stellplatze vollumfanglich herge-
stellt. Der GroBteil der gemaB StellplOG erforderlichen Kfz-Stellplatze
sowie die neugeordneten Stellplatze fiir das Hafenamt sollen im Su-
den des Plangebiets in einer Stellplatzanlage, die als Flache fir Kifz-
Stellplatze festgesetzt wird, angelegt werden. Weitere Kfz-Stellplatz-
angebote sind im Bereich der fir die Tiny Houses ausgewiesenen Fla-
chen vorgesehen. Um die Kfz-Stellplatznutzung zu konzentrieren und
die ubrigen Freiflachen freizuhalten, ist die Errichtung von Kfz-Stell-
platzen nur innerhalb der tiiberbaubaren Grundsticksflachen sowie
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innerhalb der hierfur festgesetzten Flachen zulassig (vergleiche text-
liche Festsetzung Nr. 12). Dartiber hinaus werden die fiir den Regel-
betrieb nach StellplOG erforderlichen Fahrradabstellanlagen vollum-
fanglich im Plangebiet entsprechend den Vorgaben des StellplOG
hergestellt. Des Weiteren werden zusatzliche Angebote zur Abstel-
lung von Fahrradern geschaffen.

Die auBerhalb des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 153 geplan-
ten Hotelboote werden uber eine tidenvariable Steganlage mit einem
Landverankerungspunkt im Norden des Plangebiets erschlossen. Die
Steganlage wird iiber das Vorhabengrundstiick fuBilaufig angebun-
den. Nutzer der Hotelboote sowie das Wartungs- und Servicepersonal
nutzen die Stellplatzanlage im Siiden des Plangebiets und erreichen
die Steganlage iiber einen befestigten FuBweg. Fahrradabstellanla-
gen werden in diesem Bereich ebenfalls angelegt.

Der geplante FuBweg im Bereich des Vorhaben- und Erschliefungs-
plans dient auch als Ringschluss mit dem vorhandenen Radweg, so-
dass ein Rundweg um die Halbinsel entsteht. Der FuBweg soll fiir die
Allgemeinheit 6ffentlich zuganglich sein. Der FuBweg wird im vorha-
benbezogenen Bebauungsplan als private Verkehrsflache mit der
Zweckbestimmung FuBlgangerbereich festgesetzt. Die 6ffentliche Zu-
ganglichkeit fiir die Allgemeinheit wird im Durchfiithrungsvertrag ge-
regelt.

Um die Endhaltestelle Lankenauer Hoft fiir einen regelméaBigen Bus-
betrieb zu ertiichtigen, sind weitere bauliche Anpassungen erforder-
lich. Die Erweiterung der Buslinie 24 und die damit verbundene
Verlagerung der Endhaltestelle sind Gegenstand des in Aufstellung
befindlichen Verkehrsentwicklungsplanes. Die hierfiir erforderlichen
MaBnahmen, wozu auch eine Uberpriifung der StraBenbreiten gehort,
werden im Zuge der Fortschreibung des VEP zu uberpriifen sein.

Die Anlieferung des neuen Gebaudekorpers fir Gastronomie- und
Eventnutzungen erfolgt dstlich des Neubaus. Diese Wegeflachen sol-
len auch fiir die Allgemeinheit zugéanglich sein. Die hierfur erforderli-
chen Flachen werden mit einem Geh-, Fahr- und Leitungsrecht
(Flache A) gesichert (vergleiche hierzu auch C. 7.). Somit wird auch
an dieser Stelle eine neue Anbindung fir den Rad- und FuBverkehr
geschaffen. Ostlich der Wegefldche wird eine Flédche fiir Nebenanla-
gen festgesetzt. Hier ist unter anderem die Unterbringung der Abfall-
behalter fur die Miullentsorgung vorgesehen.

Zur Uberpriifung der ErschlieBungssituation und Anbindung des Vor-
habens an das vorhandene Stralennetz ist im Rahmen des Planver-
fahrens eine Verkehrsuntersuchung erstellt worden'. Gegenstand der
Untersuchung war eine Analyse der bestehenden verkehrlichen Situ-
ation im Nahbereich des Plangebiets und eine verkehrliche Beurtei-
lung der Auswirkungen des durch das Vorhaben zu erwartenden
Verkehrsaufkommens.

Methodisch wurden hierzu Knotenstromzahlungen sowie Bestandser-
hebungen durchgefiihrt sowie bereits vorliegende Verkehrszahlun-
gen aus dem Jahr 2019 ausgewertet. Die durch das Vorhaben zu
erwartenden Verkehre wurden fir das Jahr 2030 prognostiziert und
auf das StraBennetz verteilt. Untersucht wurde die Leistungsfahigkeit
der StraBen Zum Lankenauer Hoft, Rablinghauser Landstrae und
Stromer Strafle sowie der Knotenpunkte Zum Lankenauer Ho6ft/Rab-
linghauser Deich und  Rablinghauser LandstraBe/Stromer
StraBe/Woltmershauser LandstraBe.

! Verkehrs- und Regionalplanung GmbH: Verkehrsuntersuchung vorhabenbezogener Bebauungs-
plan Nr. 153 fiir den Bereich um das Lankenauer Hoft; Stand: April 2021
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Die Verkehrsprognose erfolgte separat fiir die verschiedenen Nut-
zungsbausteine der Vorhabenplanung. Diese umfassen das Restau-
rant, den Beach Club (betrachtet wurde die Beachbar mit einer
Musikanlage mit Lautsprecherboxen im Strand-bereich), das Event-
loft in dem neuen Gebaudekorper und - als Sondernutzungen an we-
nigen Tagen im Jahr — die Nutzung der Multifunktionsflache im
Stiden des Plangebiets fiir Freiluftveranstaltungen. Fur die Beurtei-
lung der Auswirkungen des Verkehrsaufkommens werden folgende
Betriebsszenarien unterschieden, die sich aus den folgenden Nut-
zungsbausteinen zusammensetzen:

— Regelbetrieb: Restaurant, Beach Club
— Regelbetrieb am Wochenende: Restaurant, Beach Club, Eventloft

— Sondernutzungen (an wenigen Tagen im Jahr): Multifunktions-
flache fur Freiluftveranstaltungen (beispielsweise Konzerte,
Open-Air-Kino, Flohmarkte)

Dabei ist zu berticksichtigen, dass auf Grundlage des vorhabenbezo-
genen Bebauungsplans die beiden Regelbetriebe ermdglicht werden.
Fir die Sondernutzungen sind dartiber hinaus jeweils gesonderte Ge-
nehmigungen zu beantragen, in denen Regelungen erfolgen unter an-
derem zu Art und Dauer der Nutzung oder zum ErschlieBungs- und
Parkplatzkonzept. Fir Sondernutzungen wird daher fir jede Veran-
staltung ein gesondertes Verkehrskonzept aufgestellt. Da die Stell-
platzflache im Plangebiet im Falle von Sondernutzungen aller
Voraussicht nach vollumfanglich gesperrt und als Veranstaltungsfla-
che genutzt wird, werden die durch die Sondernutzungen erzeugten
Kfz-Verkehre nicht in das Plangebiet hineinfahren, sondern ander-
weitige zur Verfiigung gestellte Stellplatzangebote auBerhalb des
Plangebiets nutzen. Hierfiir sollen jeweils Park-and-Ride-Plédtze au-
Berhalb des Plangebiets kurzfristig eingerichtet und Besucher:innen
jeweils mit Shuttlebussen und gegebenenfalls Fahren zum Plangebiet
befordert werden.

In der Verkehrsuntersuchung zum vorhabenbezogenen Bebauungs-
plan werden daher die beiden oben benannten Regelbetriebe — unter
der Woche und am Wochenende - zugrunde gelegt.

Die Verkehrsuntersuchung kommt zu dem Ergebnis, dass die Straen
die durch das Vorhaben zu erwartenden Mehrverkehre aufnehmen
konnen und leistungsfahig bleiben. Auch die untersuchten Knoten-
punkte bleiben bei Aufnahme der durch die Vorhabenplanung verur-
sachten Mehrverkehre leistungsfdahig.

Der Knotenpunkt Woltmershauser StraBe/Simon-Bolivar-Strafle in
Woltmershausen, tiber den durch das Vorhaben verursachte Verkehre
flieBen werden, ist heute in den Hauptverkehrszeiten tiberlastet. Es
besteht insbesondere ein Riuckstau in Richtung Westen. Da der ge-
ringe Mehrverkehr durch das Vorhaben jedoch groBtenteils am
Abend und an Wochenenden stattfinden wird, ist nach Einschatzung
der Verkehrsuntersuchung nicht anzunehmen, dass dieser geringe
Mehrverkehr von 15 bis 30 Kfz in der Spitzenstunde einen signifikan-
ten Einfluss auf die Leistungsfahigkeit des Knotenpunktes haben
wird.

Zusatzliche MaBnahmen im Bereich der vorhandenen Verkehrsinfra-
struktur sind fur Radfahrende oder zu FuBBgehende gemall der Ver-
kehrsuntersuchung ebenfalls nicht erforderlich. Radfahrende kénnen
aufgrund der geringen Verkehrsmengen auf der Fahrbahn gefuhrt
werden oder den Radweg im Weseruferpark nutzen. Zu FuBBgehende
konnen den begleitenden FuBweg entlang der StraBe Zum Lanken-
auer Hoft oder die Wegeangebote entlang der Weser beziehungs-
weise im Weseruferpark nutzen.
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Im Hinblick auf den OPNV soll ein Ausbau der Wendeanlage in der
StraBe Zum Lankenauer Hoft fiir Gelenkbusse erfolgen. Regelungen
hierzu werden im Durchfithrungsvertrag getroffen.

Ver- und Entsorgung, Flachen fiur Versorgungsanlagen

Die Versorgung des neuen Gebaudekorpers sowie der angrenzenden
Nutzungen wird tber die 6ffentlichen Anschliisse sichergestellt. Hier-
uber werden die Wasserversorgung, die Stromversorgung und die An-
schliisse fir Telekommunikation gewdhrleistet. Eine Gasversorgung
besteht im gesamten Plangebiet nicht.

Die Abwasserentsorgung wird zentral Uber die o6ffentlichen Abwas-
serleitungen angeschlossen. Fetthaltige Abwasser werden dabei zu-
ndchst tber einen Fettabscheider gefiihrt, der in regelméBigen Ab-
standen geleert, gereinigt und gewartet wird. Das anfallende Regen-
wasser wird durch eine nicht vollflachige Versiegelung der Stellplatz-
und Aufstellflachen sowie einer Dachbegriinung des Hauptgebaude-
korpers in Teilen zuriickgehalten und kann verdunsten.

Abfalle aus dem Kiichenbereich sowie iibrige Abféalle werden an zent-
raler Stelle in dafiir vorgesehenen Abfallbehdltern gesammelt und
uber die Miillabfuhr regelmaBig entsorgt. Fiir organische Abfélle steht
ein Konfiskatkiihler zur Verfiigung. Fir die Abfallbehdlter wird eine
Flache 6stlich der Anlieferungszone vorgesehen und im vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplan 153 als Flachen fiir Nebenanlagen gesi-
chert.

Die im Osten des Plangebiets vorhandene Tansformatorenstation wird
mit einer Flache fiir Versorgungsanlagen (Elektrizitat) festgesetzt und
gesichert.

Geh-, Fahr- und Leitungsrechte

Fur die vorgesehene Flache zur Anlieferung des neuen Gebaudekor-
pers, die auch eine Verbindungsfunktion fiir den FuB3- und Radver-
kehr aufweisen soll, wird auf Grundlage von § 9 Absatz 1 Nr. 26
BauGB eine der Allgemeinheit sowie den Ver- und Entsorgungstra-
gern dienende, mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zugunsten der
Stadtgemeinde zu belastende Flache zeichnerisch festgesetzt (Flache
A).

Die Zuwegung zu den Stellplatz- und Aufstellflaichen sowie den An-
lagen und Einrichtungen des Hafenbetriebs wird als mit der Allge-
meinheit sowie dem Sondervermogen Hafen dienenden, mit Geh-,
Fahr- und Leitungsrechten zugunsten der Stadtgemeinde zu belas-
tende Flache zeichnerisch festgesetzt (Flache B). Diese Flache B um-
fasst auch die innerhalb der Stellplatzanlage vorgesehenen acht Stell-
platze fiir das Sondervermogen Hafen.

Immissionsschutz

Im vorhabenbezogenen Bebauungsplan wird mit der textlichen Fest-
setzung Nr. 15 zum Schallschutz geregelt, dass fiir die geplanten Ho-
telnutzungen (Tiny Houses) die Einhaltung eines Innenraumpegels
von 30 dB(A) nachts sicherzustellen ist. Dies ist im Rahmen der hafen-
rechtlichen Sondernutzungserlaubnis auch fir die auBerhalb des vor-
habenbezogenen Bebauungsplans 153 geplanten Hotelboote sicher-
zustellen. Weitere Aussagen zu den zu erwartenden Larmimmissionen
und den Regelungen zum Schallschutz werden im Kapitel D. 2. b) dar-
gestellt.

Energieversorgung, Klimaschutz

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan 153 leistet einen Beitrag zur
Wiedernutzbarmachung einer Flache, die in den letzten Jahren — mit
Ausnahme vereinzelter Zwischennutzungen - brachlag. Damit wird
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10.

11.

der Lage des Plangebiets an der Weser und dem Lankenauer Hafen
mit dem Erholungs- und Freizeitwert Rechnung getragen. Zur Verrin-
gerung beziehungsweise zur Kompensation der Versiegelung sollen
die Freiflachen im Plangebiet in Teilen entsiegelt und mit Rasen, Sand
und Schotterrasen belegt werden. Der neue Gebaudekorper erhélt zu-
dem eine Dachbegriinung, die einen Beitrag zur Riickhaltung und
Verdunstung des anfallenden Niederschlagswassers leistet.

Dartiber hinaus wird ein nachhaltiges Energiekonzept vorgesehen
und der vorhabenbezogene Bebauungsplan enthdalt im Hinblick auf
die Nutzung erneuerbarer Energien auf der Rechtsgrundlage des § 9
Absatz 1 Nr. 23b BauGB die textliche Festsetzung Nr. 14 zur Errich-
tung von Fotovoltaikanlagen (PV-Anlagen) nach dem Stand der Tech-
nik auf mindestens der Halfte der Dachflachen des zweigeschossigen
Gebaudeteils des zu errichtenden Hauptgebaudes. Der Umfang von
50 Prozent der betreffenden Dachflachen des zweigeschossigen Ge-
bdudeteils entspricht im vorliegenden Fall auch dem vorgesehenen
Umfang von PV-Anlagen fur die Warmepumpe. Die Regelung umfasst
den zweigeschossigen Gebaudeteil des Hauptgebaudes, da die Dach-
flachen des eingeschossigen Gebdudeteils als Dachterrasse fiir Veran-
staltungen genutzt werden sollen. Weitergehende Aussagen zum vor-
gesehenen Energiekonzept und zum Klimaschutz finden sich in Kapi-
tel D. 2. c).

Kampfmittel, Altlasten, schadliche Bodenveranderungen

Im Planbereich ist mit Kampfmitteln zu rechnen. Vor Aufnahme der
planmaBigen Nutzung ist daher in Zusammenarbeit mit den zustandi-
gen Stellen eine Beseitigung der Kampfmittel sicherzustellen. Fir das
Plangebiet liegen keine konkreten Anhaltspunkte fiir das Vorhanden-
sein von Altlasten und/oder schadlichen Bodenveranderungen vor.

Ortliche Bauvorschriften nach § 86 BremLBO

Mit der ortlichen Bauvorschrift Nr. 16 wird geregelt, dass abweichend
von § 10 Absatz 4 Stellplatzortsgesetz Bremen (StellplOG) die erfor-
derlichen Baume fiir die Kfz-Stellpldatze auch auBBerhalb der Stellplatz-
flache gepflanzt werden koénnen. Hierdurch soll die Stellplatzflache
fir Freiluftveranstaltungen wie Konzerte, Kino oder Flohmarkte flexi-
bel nutzbar sein. Die nach StellplOG vorgesehenen Baumpflanzungen
sind im Vorhaben- und ErschlieBungsplan dargestellt und sollen vor-
rangig den siidlichen Eingangsbereich ins Plangebiet sowie die Auf-
stellflache fiir die Wohnmobile und die Tiny Houses gestalten.

Nachrichtliche Ubernahmen nach § 9 Absatz 6 BauGB

Das Plangebiet liegt zu groBen Teilen in dem gemaB der Hochwasser-
gebietsverordnung Weser (Weser-HwGebV) festgesetzten hochwas-
sergefdhrdeten Gebiet im tidebeeinflussten Bereich der Weser. Das
heifit, das Plangebiet kann im Falle einer Sturmflut durch Hochwasser
uberschwemmt werden. Hiervon ausgenommen ist aufgrund der ho-
heren Lage die Flache des ehemaligen Bestandsgebdudes mit an-
grenzenden Freiflachen (siehe Abbildung 13.1). Der geplante neue
Gebaudekorper liegt demnach in Teilen innerhalb des hochwasserge-
fahrdeten Gebiets.

Der GrobBteil des im Wege der nachrichtlichen Ubernahme nach § 9
Absatz 6 BauGB festgesetzten hochwassergefahrdeten Gebiets ist
Sonderflache nach § 5 Absatz 1 Weser-HwGebV. Hierbei handelt es
sich um hoher gelegene Gebiete, die durchgehend auf einer Hohe von
mindestens NHN + 6,20 m liegen. Die Errichtung, Umgestaltung oder
Nutzungsanderung von Vorhaben nach § 29 Absatz 1 BauGB auf Son-
der-flachen ist gemal § 5 Absatz 2 Satz 2 Weser-HwGebV der zustan-
digen Wasserbehorde spatestens sechs Wochen vor Beginn der Er-
richtung, Umgestaltung oder Nutzungsanderung anzuzeigen. Sofern

—-20-



12.

die Belange des Hochwasserschutzes es erfordern, kann die zustan-
dige Wasserbehorde gegeniiber dem Antragsteller Anforderungen an
das hochwasserangepasste Bauen stellen.

Trotz der Lage innerhalb des hochwassergefahrdeten Gebiets stehen
der Realisierung des Vorhabens die Belange des Hochwasserschutzes
nicht entgegen.

Legende
f———

[ andasgrenzea
| PR

- Gewasser

Hochwassergefahrdete Gebiete

Sonderflache gem. § 5 Abs. 1 HwGebV.Weser

Nachrichtliche Darstellung

¢ Kilometrierung

s Hochwasserschulzhne

Abbildung 13.1: Hochwassergefahrdetes Gebiet/Sonderflache

Zudem sind in dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan die Flachen
nachrichtlich ibernommen, fiir die die Bremische Hafenordnung so-
wie das Hafenbetriebsgesetz gelten. Dies umfasst die nachrichtlich
ubernommenen Flachen sowie die 6ffentlichen Wasserflachen aulier-
halb des Vorhaben- und ErschlieBungsplans (insbesondere die Bo6-
schung sowie die vorhandene Slipanlage und den Zugang zu dem An-
leger siidlich des Plangebiets). Die hier vorhandenen Anlagen und
Einrichtungen des Hafenbetriebs sind ausschlieBlich fiir den Hafen-
betrieb nutzbar und nicht fiir die Nutzung zu Freizeitzwecken vorge-
sehen. Landesrechtliche Regelungen des Bremischen Hafenbetriebs-
gesetzes bleiben von den Festsetzungen des vorhabenbezogenen Be-
bauungsplans unberiihrt.

Hinweise

Der Bebauungsplan enthdlt in Ergdnzung seiner rechtsverbindlichen
Festsetzungen informatorische Hinweise, die auf weitere Rechtsvor-
schriften verweisen.
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D. Umweltbericht

1.

Einleitung

Im Umweltbericht werden die voraussichtlichen erheblichen Umwelt-
auswirkungen beschrieben und bewertet (§ 2 Absatz 4 Satz 1 BauGB).
Inhalt und Ziele des vorhabenbezogenen Bebauungsplans sind in den
Teilen A bis C der Begriindung dargestellt. Im Rahmen des Bebau-
ungsplanverfahrens wurden die Umweltbereiche, die durch die Fest-
setzungen des Bebauungsplans berthrt sind, mit ihren entspre-
chenden Wirkungsfeldern betrachtet und bewertet. Die einschlagigen
Fachgesetze und Fachplane fir die von der Planung betroffenen
Schutzgtter sind in Punkt 2 unter den jeweiligen Schutzgtitern aufge-
fihrt.

Ziele des Umweltschutzes, Beschreibung und Bewertung der erhebli-
chen Umweltauswirkungen

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wurden die einzelnen Um-
weltbereiche mit den entsprechenden Wirkungsfeldern, soweit sie
durch die Festsetzungen des Bebauungsplans bertihrt sind, betrachtet
und bewertet. Im Folgenden werden die wesentlichen Bestandteile
der Umwelt im Einwirkungsbereich des Plangebiets und die wesent-
lichen Umweltauswirkungen der Planung gemall § 1 Absatz 6 Nr. 7
BauGB dargestellt.

Fir die Belange des Umweltschutzes wurden neben dem Flachennut-
zungsplan Bremen und dem Landschaftsprogramm Bremen folgende
Unterlagen herangezogen, die eine Grundlage fiir die Beschreibung
und Bewertung der Umweltauswirkungen darstellen:

— Artenschutz, Rastvogel: Diplom Biologe Uwe Handke: Gutachten
Artenschutzrechtliche Erstabschatzung. Delmenhorst, 11. No-
vember 2020

— Schallschutz: Larmkontor GmbH: Schalltechnische Untersu-
chung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 153 fiir den
Bereich um das Lankenauer Ho6ft in Bremen-Woltmershausen.
Berichtsnummer. LK 2020.182.1. Hamburg, Stand: 15. April 2021
(inklusive Nachtrag vom 28. April 2021)

— Verkehrsplanung: Verkehrs- und Regionalplanung GmbH: Ver-
kehrsuntersuchung vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 153
fur den Bereich um das Lankenauer Hoft; Stand: April 2021

a) Auswirkungen auf Natur und Landschaft (hier Flache, Baume,
Boden, Tiere, Klima) (§ 1 Absatz 6 Nr. 7a § 1la Absatz 3 und 4
BauGB)

Grundsatze und Ziele des Umweltschutzes, die in einschldagigen
Fachgesetzen und Fachplanen festgelegt sind

Gemal § 1 BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleitplane die
Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege zu bertick-
sichtigen. Bauleitpldane sollen dazu beitragen, die nattirlichen Le-
bensgrundlagen, den Klimaschutz und die Klimaanpassung
sowie das Orts- und Landschaftsbild zu erhalten und zu entwi-
ckeln.

Bei der Aufstellung von Bebauungspldnen im Regelverfahren ist
gemal § 18 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) in Verbindung
mit § la Absatz 3 BauGB die Eingriffsregelung nach dem Bun-
desnaturschutzgesetz in der Abwagung nach § 1 Absatz 7 BauGB
anzuwenden. Danach sollen vermeidbare Beeintrachtigungen
von Natur und Landschaft durch geeignete Malnahmen vermie-
den oder vermindert werden. Fur verbleibende erhebliche Beein-
trachtigungen sind AusgleichsmaBnahmen vorzusehen. Dabei ist
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zu berticksichtigen, dass gemal § 1a Absatz 3 BauGB in Verbin-
dung mit § 18 Absatz 2 BNatSchG ein Ausgleich dann nicht er-
forderlich ist, soweit die Eingriffe bereits vor der planerischen
Entscheidung erfolgt sind oder zulassig waren.

Nach § 1 Absatz 3 Nr. 5 BNatSchG sind insbesondere wildle-
bende Tiere und Pflanzen, ihre Lebensgemeinschaften sowie ihre
Biotope und Lebensstatten zur dauerhaften Sicherung der Leis-
tungs- und Funktionsfahigkeit des Naturhaushalts zu erhalten. Es
gelten die artenschutzrechtlichen Bestimmungen gemal Kapitel
5 BNatSchG.

GemalB § 1la Absatz 2 BauGB soll mit Grund und Boden sparsam
und schonend umgegangen werden. Landwirtschaftliche oder als
Wald genutzte Flachen sollen nur im notwendigen Umfang um-
genutzt werden. Bodenversiegelungen sind auf das notwendige
MaB zu begrenzen. GemaB Bundes-Bodenschutzgesetz sind die
Funktionen des Bodens nachhaltig zu sichern oder wiederherzu-
stellen.

Bauleitplane sollen gemalB § 1a Absatz 5 BauGB den Erfordernis-
sen des Klimawandels sowohl durch MaBnahmen, die dem Kli-
mawandel entgegenwirken als auch durch solche, die der
Anpassung an den Klimawandel dienen, Rechnung tragen. Ge-
mab § 1 Absatz 3 Nr. 4 BNatSchG sind Luft und Klima auch durch
MaBnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege zu
schiitzen. Dies gilt insbesondere fiir Flachen mit guinstiger lufthy-
gienischer oder klimatischer Wirkung wie Frisch- und Kaltluf-
tentstehungsgebiete oder Luftaustauschbahnen. Dem Aufbau
einer nachhaltigen Energieversorgung, insbesondere durch eine
zunehmende Nutzung erneuerbarer Energien, kommt eine be-
sondere Bedeutung zu.

Nach § 1 Absatz 4 Nr. 2 BNatSchG sind zur dauerhaften Siche-
rung der Vielfalt, Eigenart und Schonheit sowie des Erholungs-
wertes von Natur und Landschaf — insbesondere zum Zweck der
Erholung in der freien Landschaft nach ihrer Beschaffenheit und
Lage geeignete Flachen — vor allem im besiedelten und sied-
lungsnahen Bereich zu schiitzen und zuganglich zu machen.

Sollten geschiitzte Baume entfernt werden, so sind nach § 9 Ab-
satz 1 Baumschutz-verordnung des Landes Bremen (BaumSchV)
standortheimische Neuanpflanzungen von Geholzen als Aus-
gleich oder Ersatz zu leisten, soweit dies angemessen oder zumut-
bar ist. Die Neuanpflanzungen sollten den Funktionsverlust fur
den Naturhaushalt, das Stadtklima oder das Orts- und Land-
schaftsbild, der durch die Beseitigung des Baumes eingetreten ist,
in ausreichendem MaBe ausgleichen oder ersetzen. Nach § 9 Ab-
satz 2 BaumSchV ist die Neuanpflanzung auf der Flache durch-
zufuhren, auf der der zur Beseitigung freigegebene Baum stand.
Sollte dies nicht moglich sein, ist die Neuanpflanzung in raumli-
cher Nahe dieser Flache durchzufihren.

Naturschutzrechtliche Festsetzungen und landschaftsplanerische
Zielsetzungen fir den Geltungsbereich des vorhabenbezogenen
Bebauungsplanes

Das Landschaftsprogramm Bremen, Teil Stadtgemeinde Bremen
(Lapro 2015) benennt fur das Plangebiet folgende Ziele und MaSB-
nahmen fir den Naturschutz und die Landschaftspflege:

Im Plan 1 ,Ziel- und MaBnahmenkonzept” des Lapro 2015 wird
das Plangebiet — sowie die gesamte Flache der Landzunge inklu-
sive dem angrenzenden Weseruferpark — als Grunflache fir die
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Erholung mit vielféltigen Biotopstrukturen eingestuft. Uberla-
gernd wird die Flache als Uberschwemmungsgebiet mit Dauer-
vegetation/Grinflachen dargestellt.

Im Plan 2 ,MaBnahmen Erholung und Landschaftserleben” des
Lapro 2015 wird fir den Bereich nordlich des Bestandsgebaudes
und den ostlich angrenzenden Weseruferpark auBerhalb des
Plangebiets eine Erholungsflache als zu sichernde und zu pfle-
gende oOffentliche Griinflache, tiberlagernd mit einer ortsteiliiber-
greifenden Grinverbindung dargestellt. Nordwestlich des Be-
standsgebaudes ist ein Aussichtspunkt, 6stlich des Plangebiets
der vorhandene Fahranleger der Weserfahre eingetragen. Als
MaBnahme zur Erholung und zum Landschaftserleben ist die Ein-
richtung einer Fahrverbindung Pier 2, Lankenauer Hoft, Nord-
westspitze Handelshafen mit Einbeziehung des vorhandenen An-
legers in einen Fahrverkehr auf der Weser beschrieben. Das
Lankenauer Hoft ist als erlebniswirksames Landschaftselement
mit Fernwirkung aufgefiihrt.

Derzeitiger Umweltzustand und Prognose tiber die Entwicklung
des Umweltzustandes bei Durchfiihrung der Planung, einschlie3-
lich der méglichen erheblichen Auswirkungen wahrend der Bau-
und Betriebsphase sowie Beschreibung von Vermeidungs- und
MinderungsmaBnahmen/Festsetzungen

Das ehemalige Bestandsgebdude wird derzeit abgerissen. Nach
Aufgabe der Nutzung als Gastronomiebetrieb ,Lankenauer
Hoft" stand das Gebdude mit Ausnahme von zeitweisen, verein-
zelten Zwischennutzungen, tiberwiegend leer und die Fldachen
lagen brach. Die Flachen im Plangebiet waren zu einem groBen
Teil versiegelt durch den ehemaligen Gebaudekorper samt vor-
gelagerter Terrasse, der Stellplatzanlage sowie der Zuwegungen.

Die tbrigen Flachen sind mit Rasen sowie vereinzelt mit Biischen,
Hecken und Baumen bewachsen (vor allem Randstreifen entlang
des Parkplatzes sowie einzelne Baume auf dem Parkplatz).

Die noérdlich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans liegenden
offentlichen Wasserflachen, auf denen Hotelboote geplant sind,
sind Bestandteil des Lankenauer/Neustadter Hafens. Die Hotel-
boote sind ostlich des Wendebeckens, auBerhalb der Wende-
schleife geplant. Die vorhandene Spundwand trennt das
Hafenbecken von der Weser. Somit sind die Wasserflachen, auf
denen die Hotelboote geplant werden, nicht wesentlich stro-
mungsbeeinflusst. Sie weisen auf Hohe der nordlich und damit
auch auBerhalb des Plangebiets gelegenen Weserinsel eine Be-
deutung als Rastplatz fiur Wasservogel auf.

Eingriffsregelung

Fur die vorliegende Planung des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplans 153 greift die Regelung des § 18 BNatSchG in Verbin-
dung mit § la Absatz 3 Satz 5 BauGB. Demnach sind keine
AusgleichsmaBnahmen erforderlich, wenn durch den neuen Be-
bauungsplan keine Eingriffe vorbereitet werden, die tiber bisher
bereits zulassige Eingriffe hinausgehen. Betrachtet wird dabei
der Bereich des Vorhaben- und ErschlieBungsplans. Bei den ub-
rigen, in den Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplans einbezogenen Flachen auBlerhalb des Vorhaben- und
ErschlieBungsplans ergeben sich mit dem vorhabenbezogenen
Bebauungsplan keine wesentlichen Anderungen gegentiber dem
baulichen Bestand. So ist der Radweg entlang der Weser im We-
seruferpark, der im vorhabenbezogenen Bebauungsplan als 6f-
fentliche Verkehrsflache festgesetzt wird, bereits vorhanden,
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ebenso wie die behordlich genutzte Boot-Slipanlage und der Zu-
gang zum behoérdlich genutzten Bootsanleger stidlich des Plange-
biets.

Die bisherige Zuladssigkeit von Eingriffen im Bereich des Vorha-
ben- und Erschliefungsplans beurteilt sich nach dem bisher gel-
tenden Bebauungsplan 1065 aus dem Jahr 1978 und stellt sich
wie folgt dar:

e Im o6stlichen Bereich ist eine 6ffentliche Griinanlage mit der
Zweckbestimmung ,Park, Griunanlage” festgesetzt, wobei
das ehemalige Bestandsgebaude inklusive Terrasse und der
ehemalige Radar- und Kontrollturm sowie die dazuge-
horende Stellplatzanlage und Wegeflachen innerhalb der
Grinflache zuléassig sind und entsprechend dem ehemaligen
baulichen Bestand in die untenstehende Bilanzierung als voll
versiegelte Flachen eingehen.

e Im westlichen Bereich wird ein Sondergebiet SO Hafen mit
einer GRZ von 0,80 und einer BMZ von 9,00 festgesetzt.

Es handelt sich bei dem Bebauungsplan 1065 um einen qualifi-
zierten Bebauungsplan nach § 30 Absatz 1 BauGB.

Die kunftig zulassigen Eingriffe gemall dem vorhabenbezogenen
Bebauungsplan 153 im Bereich des Vorhaben- und Erschlie-
Bungsplans beurteilen sich wie folgt:

e Sondergebiete SO1 und SO2 mit einer zuldassigen Grundfla-
che und einer zuldssigen GRZ II von 0,70 fir das SO1 bezie-
hungsweise einer GRZ II von 0,80 fiir das SO2

e  Verkehrsflachen mit Vollversiegelung

Die folgende Tabelle stellt gemal diesen Grundlagen die Bilan-
zierung der zuldssigen Eingriffe dar.
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Maximale Uberbauung und Versiege-
lung, einschlieBlich GRZ II (§19 BauNVO)

Flachennutzung

Bisheriger B-Pan Neuer VE 153

1065
Offentliche Griinanlage 1.683m? * 0 = )
(hier: nicht befestigte Flachen) 0 m?
Offentliche Griinanlage
(hier: versiegelte Flachen ehemaliges
Bestandsgebaude mit Terrasse, ehemali- | 4.510 m? -

ger Radar- und Kontrollturm, Stellplatz-
anlage, befestigte Wegeflachen)

Sondergebiet SO Hafen

5453 m? * 0,80 =

(GRZ = 0,80) 4.362 m?

Sondergebiet SO1 Gastronomie, Event, ) 10.826 m2 * 0,70 =
Freizeit, Hafen (GRZ Il = 0,70) 7.578 m?
Sondergebiet SO2 Stellflache Wohnmo- | 562 * 0,80 =

bile, Tiny Houses (GRZ II = 0,80) 450 m?
Verkehrsflachen ) 255 m?

Gesamt 8.872 m? 8.283 m?2

Im Vergleich zum geltenden Recht fallen die Eingriffe in Natur
und Landschaft durch die neue Planung ungefahr gleich aus, die
neue Planung ermoglicht keine weitergehenden Eingriffe als sie
bisher moglich gewesen waren. Ein Ausgleich fur Eingriffe ist so-
mit nicht erforderlich.

Baume

Im Zuge des Bebauungsplanverfahrens sind die im Plangebiet
vorhandenen Baum- und Geholzbestande kartiert worden. Dem-
nach bestehen im Plangebiet insgesamt sieben Baume. Sechs da-
von finden sich in der ehemaligen Stellplatzanlage und ein Baum
westlich des ehemaligen Bestandsgebaudes. Von diesen sieben
Bdaumen sind zwei nach der Bremer Baumschutzverordnung ge-
schitzt. Hierbei handelt es sich um den Laubbaum westlich des
ehemaligen Bestandsgebdaudes, der erhalten bleibt. Die Eiche im
Nordwesten der ehemaligen Stellplatzanlage kann nicht erhalten
werden, da hier der neue Gebaudekorper mit Terrasse und Er-
schlieBungsanlagen errichtet werden soll. Fur die Eiche ist ein
Baum als Ersatz zu pflanzen. Diese Ersatzpflanzung soll im 6stlich
an das Plangebiet angrenzenden Weseruferpark erfolgen. Rege-
lungen hierzu wird der Durchfiihrungsvertrag treffen.

Tiere

Im Zuge des Bebauungsplanverfahrens wurde eine artenschutz-
rechtliche Erstabschatzung durchgefiihrt, um zu prifen, ob durch
die Verwirklichung der Festsetzungen artenschutzrechtliche Ver-
bote gem. § 44 BNatSchG verletzt werden kénnen? Hierzu wurde

2 Diplom Biologe Uwe Handke: Gutachten Artenschutzrechtliche Erstabschétzung. Del-
menhorst, 11. November 2020
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am 8. November 2020 der Baumbestand nach Nestern und Baum-
hoéhlen und das ehemalige Bestandsgebaude von auflen nach Vo-
gelnestern und Kotspuren von Fledermdausen abgesucht. Am 11.
November 2020 erfolgte eine Begehung des ehemaligen Be-
standsgebaudes, bei der die Innenrdume nach Brutvorkommen
von Vogeln oder Vorkommen von Quartieren fir Fledermdause
geprift wurden.

Weder bei der Kontrolle der Baume noch bei der Kontrolle des
Gebaudes ergaben sich Hinweise auf Vorkommen von Brutvo-
geln oder Flederméausen beziehungsweise auf Brutstatten oder
Quartiere. Im Ergebnis sind daher aus artenschutzrechtlicher
Sicht beim Abriss des Gebaudes oder bei der Fallung von Bau-
men keine Konflikte zu erwarten.

Die Wasserflachen um die noérdlich des Plangebiets gelegene We-
serinsel haben sich in den letzten Jahrzehnten zu einem lokal
wichtigen Wasservogelrastplatz fiir Schwimmenten entwickelt.
Die Flachen um die Weserinsel sind dementsprechend auch in
der Karte A ,Arten, Biotope"” des Lapro als Gebiet mit hoher Be-
deutung fir den Biotopverbund (lUberregionale Bedeutung in
Niedersachsen und Bremen) und als erlebbares Vogelrastgebiet
dargestellt. In den Wintermonaten halten sich dort regelméBig
zwischen 150 und 400 Wasservogel auf. Nach den Bewertungs-
kriterien fiir Wasservogelrastpldtze in Niedersachsen ist der Be-
reich westlich der Weserinsel ein landesweit bedeutsamer
Rastplatz fiir die Schnatterente und ein lokal bedeutsamer Rast-
platz fir Reiherente, Schellente und Zwergsdager. Zudem ist die
Weserinsel noérdlich des Plangebiets aus Griinden des Arten-
schutzes nicht 6ffentlich zuganglich und darf nicht betreten wer-
den.

Im Hinblick auf die Wasservogel ist bei Abriss- und Bauarbeiten
vermutlich mit temporaren Stérungen zu rechnen. Es gibt jedoch
nach Einschatzung des Gutachters in der Ndhe mehrere andere
Rastplatze zum kurzzeitigen Ausweichen fiir die-se Arten (zum
Beispiel Rastpolder Duntzenwerder, Tidebiotope am Och-
tumsperrwerk und im Wederland, Ochtumsand). Nach Abschluss
der Bauarbeiten sind potenzielle Stérungen nur im direkten Um-
feld des Lankenauer Hofts zu erwarten, die Wasservogel rasten
jedoch eher im Bereich der nordlich davon gelegenen Weserinsel.
Auch von den vorgesehenen Hausbooten auf den Wasserflachen
nordlich des Lankenauer Hofts sind keine langanhaltenden Stor-
wirkungen fur die Wasservogel zu erwarten. Im Ergebnis werden
daher nach Abschluss der Bauarbeiten ahnlich hohe Rastbe-
stande westlich der Weserinsel zu erwarten sein wie vor den Bau-
maBnahmen, sodass insgesamt gegen das geplante Vorhaben im
Hinblick auf den Artenschutz keine Bedenken bestehen.

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan enthalt zur Vermeidung
von artenschutzrechtlichen Verbotstatbestanden den Hinweis,
dass die Artenschutzvorschriften des Bundesnaturschutzgesetzes
von den Festsetzungen des Bebauungsplans unberihrt bleiben.
Ausnahmen und Befreiungen, zum Beispiel fur notwendige Ro-
dungen von Gehoélzen und Vegetationsflachen in der Zeit vom 1.
Marz bis 30. September eines jeden Jahres, sind im Vorwege bei
der Naturschutzbehorde zu beantragen.

Boden

Das Plangebiet ist in der Karte B ,Boden und Relief” des Lapro
von den Darstellungen ausgenommen. Die Flachen im Plangebiet
waren zu einem grofen Teil versiegelt durch den ehemaligen Ge-
baudekorper mit vorgelagerter Terrasse, den ehemaligen Radar-
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und Kontrollturm, die dazugehorende Stellplatzanlage und be-
festigte Wegeflachen. Dartiber hinaus wurden im gesamten Plan-
gebiet anthropogene Auffiillungen vorgenommen, sodass das
Plangebiet stark anthropogen gepragt ist. Hinweise auf Boden-
verunreinigungen beziehungsweise Altlastenvorkommen liegen
nicht vor.

Gemal der Eingriffsbilanzierung (siehe oben) werden mit dem
vorhabenbezogenen Bebauungsplan 153 keine Eingriffe ermog-
licht, die uiber bereits zuldassige Eingriffe auf Grundlage des Be-
stands sowie aufgrund des bisher geltenden Bebauungsplans
1065 hinausgehen.

Zur Verringerung und als Kompensation von Versiegelungen im
Plangebiet sollen die Stellplatzflachen mit Schotterrasen belegt
werden, was durch die textliche Festsetzung Nr. 13 sichergestellt
wird. Zudem soll der neue Gebaudekorper eine Dachbegriinung
erhalten, die einen Beitrag zur Rickhaltung und Verdunstung
von Regenwasser leistet.

Der Geologische Dienst fiir Bremen weist darauf hin, dass die Ge-
landehohe des Plangebiets bei etwa 5,50 mNN liegt. Im gesamten
Bereich des Plangebiets wurden anthropogene Auffillungen vor-
genommen (Spilfeld), die hier aus nattrlichen Ablagerungen,
wie Sanden und Schluffen mit wechselnden Tonanteilen beste-
hen konnen. Die Machtigkeit betragt mitunter mehrere Dezime-
ter bis Meter.

Im Plangebiet lagern unter den sandigschluffigen, mitunter auch
tonigen Auffiillungen sehr gering bis gering konsolidierte bin-
dige Lockergesteine (sandige Schluffe, Tone, organische Beimen-
gungen) von weicher, mitunter auch fester Konsistenz. Die
holozénen Weichschichten treten in einer Machtigkeit von eini-
gen Metern auf und werden im Liegenden von gut durchlédssigen
fluviatilen Ablagerungen des Holozan bis Pleistozdan abgelost
(Mittel- Grobsand, auch kiesige Ablagerungen sind méglich). Die
typischen mergeligen, im Allgemeinen stark tonigen, pleistoza-
nen Ablagerungen mit kiesigen-steinigen Einschaltungen, finden
sich in etwa 13,00 bis 15,00 m unter Geldndeoberkante (GOK).

Aufgrund der eingelagerten Weichschichten und des stark hete-
rogenen Aufbaus des Untergrunds wird die Tragfdahigkeit als
stark wechselnd bis gering eingestuft. Bei schwankenden Grund-
wasserstanden und einhergehender moglicher Entwadasserung
kann es zum Absacken des Untergrundes kommen. Ebenso muss
mit erheblicher Frostempfindlichkeit des Untergrundes gerech-
net werden.

Im Vorfeld der geplanten Bauvorhaben sollten Baugrunderkun-
dungen vorgenommen werden und somit die erforderlichen Ma@B-
nahmen, wie mogliche Tiefgrindung oder Bodenaushub abge-
klart werden.

Die Auswertung der Grundwasserstiande ergab einen durch-
schnittlichen Grundwasserdruckspiegel von 0,30 m NN, bei einer
generellen nordwestlichen FlieBrichtung unter geringem Gefalle
(< 0,05 Prozent). Das Grundwasser kann im angefragten Gebiet
gespannt anstehen. Das Grundwasser ist nach DIN 4030 als , sehr
stark betonangreifend” einzustufen (Baugrundkarte HB: pH: <
4,5; NH4+ > 60 mg/l; Mg2+: > 3000 mg/l, SO42-: > 3000 mg/l,
CO2: > 100 mg/l).

Auf der Flache des geplanten Bauvorhabens lasst sich aufgrund
der hydrogeologischen Bedingungen Oberflachenwasser nicht
versickern.
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Die Anlage von geothermischen Installationen fiir die Gebaude-
beheizung und -kthlung ist hydrogeologisch vor Ort moéglich.
Aufgrund der bindigen Einheiten eignet sich der Standort insbe-
sondere fur den Wechselbetrieb mit der sommerlichen Wéarme-
speicherung zur Nutzung im Winter.

Samtliche Angaben des Geologischen Dienstes fiir Bremen sind
durch Interpretationen von Ergebnissen von naher und weiter
entfernt liegenden Bohrungen gewonnen worden. Aufgrund der
ortlich oft sehr variablen Geologie kann fiir die geplante Lokation
keine Gewdbhr fiir die Gleichheit oder Ahnlichkeit der Schichten-
abfolge und der Interpretation iibernommen werden.

Klima

Gemal der Karte D ,Klima/Luft” des Lapro weist das Plangebiet
eine glnstige bioklimatische Situation auf. Es liegt im Einwirkbe-
reich der Kaltluftstromung innerhalb der Bebauung. Hieran wird
sich mit der Vorhabenplanung nichts Wesentliches &ndern. Weite
Teile des Plangebiets bleiben unbebaut, die Versiegelung wird
nicht tiber die bisher zuldssige Versiegelung hinausgehen. Die
Bebauung wird nach wie vor in einer offenen Bauweise erfolgen,
so dass eine Beeintrachtigung der Kaltluft-stromung durch den
zweigeschossigen, freistehenden neuen Gebdaudekorper nicht zu
erwarten ist.

Auswirkungen auf den Menschen durch Immissionen (§1 Absatz
6 Nr. 7c BauGB)

Ziele und Grundsatze des Umweltschutzes

Gemal § 1 BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleitplane ins-
besondere die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn-
und Arbeitsverhéltnisse sowie umweltbezogene Auswirkungen
auf den Menschen und seine Gesundheit sowie die Bevolkerung
insgesamt zu berticksichtigen. Als Auftrag aus dem Bundes-Im-
missionsschutzgesetz (BImSchG) ist bei der Planung sicherzustel-
len, dass schadliche Umwelteinwirkungen auf Wohn- und
sonstige schutzbediirftige Gebiete so weit wie moglich vermieden
werden.

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens ist eine schalltechni-
sche Untersuchung?® erarbeitet worden, da einerseits aufgrund
der unmittelbar an das Plangebiet angrenzenden Gewerbe- und
Industriebetriebe sowie der Hafenanlagen Schallimmissionen auf
das Plangebiet einwirken (Vorbelastung aus Gewerbelarmimmis-
sionen). Andererseits war zu priifen, inwieweit sich die geplanten
Gastronomie- und Eventnutzungen auf die ebenfalls im Plange-
biet sowie noérdlich des Plangebiets vorgesehenen Nutzungen
zum voruibergehenden Aufenthalt (Tiny Houses und Hotelboote
beziehungsweise schwimmende Hotelanlagen) sowie auf umlie-
gende schutzwiirdige Wohnnutzungen in der Nachbarschaft des
Plangebiets auswirken. Dies betrifft sowohl die von den geplan-
ten Nutzungen ausgehenden Gewerbeldrmemissionen als auch
die durch die Vorhabenplanung zu erwartende Verkehrszu-
nahme.

3 Larmkontor GmbH: Schalltechnische Untersuchung zum vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplan Nr. 153 fiir den Bereich um das Lankenauer Hoft in Bremen-Woltmershausen.
Berichtsnummer. LK 2020.182.1. Hamburg, Stand: 15. April 2021 (inklusive Nachtrag
vom 28. April 2021)
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Es ist vor dem Hintergrund zu priifen, unter welchen Vorausset-
zungen der kiinftige Gewerbelarm mit den vorhandenen néachst-
gelegenen Wohnnutzungen vereinbar ist. Denn nach dem
verbindlichen Grundsatz (,Trennungsprinzip”) des § 50 Blm-
SchG sind die fiir eine bestimmte Nutzung vorgesehenen Flachen
einander so zuzuordnen, dass ,schadliche Umwelteinwirkun-
gen” auf die ausschlieBlich oder iiberwiegend dem Wohnen die-
nenden Gebiete sowie auf sonstige schutzbedirftige Gebiete , so
weit wie moglich” vermieden werden. Um Immissionsschutzkon-
flikte zu vermeiden sind im Rahmen der Bauleitplanung insbe-
sondere die folgenden Normen und Verwaltungsvorschriften zu
beachten:

e DIN 18005 "Schallschutz im Stadtebau" in Verbindung mit
Beiblatt 1

° TA Larm ,Technische Anleitung Larm” 6. Allgemeine Ver-
waltungsvorschrift zum BImSchG

Die DIN 18005 enthalt im Beiblatt 1 Orientierungswerte fur die
stadtebauliche Planung. Sie gilt nicht fiir die Anwendung in Ge-
nehmigungs- und Planfeststellungsverfahren, wird aber in der
Bauleitplanung als Entscheidungshilfe verwendet. Die in dem
Beiblatt enthaltenen Orientierungswerte stellen lediglich Hilfs-
werte fur die Bauleitplanung dar. Thre Einhaltung oder Unter-
schreitung ist wiinschenswert, um die mit der Eigenart des
betreffenden Gebietes verbundene Erwartung auf angemessenen
Schutz vor Gerauschbelastungen zu erfillen.

Die TA Larm dient dem Schutz der Allgemeinheit und der Nach-
barschaft vor schadlichen Umwelteinwirkungen durch Gerau-
sche. Sie ist MaBgabe bei der Beurteilung von Schallimmissionen
von Gewerbe- und Industrieanlagen und somit fur die Bauleitpla-
nung von indirekter Bedeutung. Die Orientierungswerte gemaf@
Beiblatt 1 zur DIN 18005 sind in ihren Larmwerten identisch mit
den entsprechenden Immissionsrichtwerten gemalBl Abschnitt 6.1
der TA Larm, abgesehen von der Baugebietskategorie ,Urbanes
Gebiet", die in dem Beiblatt 1 der DIN 18005 noch nicht aufge-
nommen ist. Fir Gewerbelarmeinfliisse sind nach TA Larm unter
anderem folgende Immissionsrichtwerte zu beachten (gemessen
auBerhalb von Gebauden):

In Industriegebieten (GI), tags 70 dB(A), nachts 70 dB(A),
in Gewerbegebieten (GE), tags 65 dB(A), nachts 50 dB(A),
in Mischgebieten (MI), tags 60 dB(A), nachts 45 dB(A),

in urbanen Gebieten (MU), tags 63 dB(A), nachts 45 dB(A),

in allgemeinen Wohngebieten (WA), tags 55 dB(A), nachts 40
dB(A).

(Die Tagwerte gelten von 6 bis 22 Uhr, die Nachtwerte von 22 bis
6 Uhr.)

Fur die Beurteilung von Verkehrslarm gelten ebenfalls die Orien-
tierungswerte der DIN 18005.

Eine weitere Schwelle bei der Abwagungsentscheidung konnen
die Grenzwerte der 16. BImSchV (Verkehrslarmschutzverord-
nung, 16. BImSchV) darstellen. Mit der 16. BImSchV wurden vom
Gesetzgeber rechtsverbindliche Grenzwerte in Bezug auf Ver-
kehrslarm durch StraBen- und Schienenverkehr vorgegeben. Ge-
nerell sind diese Immissionsgrenzwerte dann heranzuziehen,
wenn Stralen oder Schienenwege neu gebaut oder wesentlich
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gedndert werden. Im Zusammenhang mit stadtebaulichen Pla-
nungen ist die Anwendung dieser Grenzwerte nicht zwingend
vorgeschrieben, jedoch werden sie regelmaBig in der Praxis zur
Abgrenzung eines Ermessensbereiches und als weitere Abwa-
gungsgrundlage herangezogen.

Als Orientierungshilfe fir die im Bebauungsplan getroffenen
Festsetzungen zu SchallschutzmaBnahmen wurde auflerdem die
Ressortvereinbarung ,Vereinbarung zum Schallschutz in der
stadtebaulichen Planung” zwischen dem Senator fiir Umwelt,
Bau und Verkehr und der Senatorin fiir Wissenschaft, Gesundheit
und Verbraucherschutz in der Neufassung vom 1. Marz 2016 her-
angezogen. Die oben genannte schalltechnische Untersuchung
dient nach § 2 Absatz 3 BauGB als Abwagungsmaterial.

Die im Geltungsbereich des Bebauungsplans sowie an benach-
barten schutzwirdigen Wohnnutzungen zu erwartenden Immis-
sionen und die weitergehend vorzusehenden MaBnahmen
werden nachfolgend beschrieben. Das Plangebiet des vorhaben-
bezogenen Bebauungsplans 153 wird dabei im Hinblick auf die
Schutzwirdigkeit ausgehend von den geplanten Gewerbenut-
zungen als Gewerbegebiet eingestuft.

Derzeitiger Umweltzustand und Prognose des Umweltzustandes
bei Durchfithrung der Planung sowie Beschreibung von Vermei-
dungs- und Minderungsmafnahmen/Festsetzungen

Verkehrslarm; einschlieBlich planbedingte Verkehrszunahme

Das Plangebiet wird durch die Strae Zum Lankenauer Hoft ver-
kehrlich erschlossen, die in einer Wendeanlage stidostlich des
Plangebietes endet. MaBgebliche Immissionen aus Verkehrslarm
wirken auf das Plangebiet nicht ein, da hier in der Regel nahezu
ausschlieBlich die durch das Plangebiet selbst erzeugten Ver-
kehre zu erwarten sind. Die auf dem Vorhabengrundstiick anfal-
lenden Verkehre sind dem Betrieb und damit den zu erwartenden
Gewerbelarmimmissionen zuzurechnen (siehe untenstehendes
Kapitel zum Gewerbeldarm).

Mit dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan 153 wird eine Ver-
kehrszunahme auf den o6ffentlichen Stralen einhergehen (soge-
nannte planbedingte Verkehrszunahme). Dabei werden die
durch das Vorhaben verursachten Verkehrsgerdusche, da sie
durch gewerbliche Nutzungen bedingt werden, nach TA Larm
beurteilt. Fiur die kiinftig zuldssigen und geplanten Bauvorhaben
wird auf Grundlage der Verkehrsuntersuchung* zum vorhaben-
bezogenen Bebauungsplan 153 ein Verkehrsaufkommen (jeweils
Anfahrten) von rund 590 Kfz pro Tag erwartet. Fur das Plangebiet
gilt derzeit allerdings noch der Bebauungsplan 1065 aus dem Jahr
1978. Auf dieser Grundlage ware das eingeschossige Bestands-
gebaude mit der dazugehorenden Stellplatzanlage (90 beste-
hende Stellplatze) nutzbar und es wéare mit einem entsprechen-
den Verkehrsaufkommen zu rechnen.

Das mit dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan 153 zu erwar-
tende Verkehrsaufkommen wird in der Strae Zum Lankenauer
Hoft und der Rablinghauser LandstraBe anfallen. Im Schallgut-
achten wurden die Auswirkungen des durch den vorhabenbezo-
genen Bebauungsplan 153 zu erwartenden Verkehrsauf-
kommens auf die nachstgelegene schutzwiirdige Wohnbebauung

4 Verkehrs- und Regionalplanung GmbH: Verkehrsuntersuchung vorhabenbezogener
Bebauungsplan Nr. 153 fiir den Bereich um das Lankenauer Hoft; Stand: April 2021
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entlang der Rablinghauser LandstraBe untersucht (siehe Abbil-
dung D.1). Fur diesen Bereich gilt derzeit kein Bebauungsplan,
sondern § 34 BauGB fiir den unbeplanten Innenbereich. Auf-
grund der iiberwiegenden Wohnnutzung wird die Schutzwtirdig-
keit der Bebauung als allgemeines Wohngebiet (WA) eingestuft.
Die heutigen Immissionen aus dem Stralenverkehrslarm liegen
bei bis zu 61,1 dB(A) tagstiber und bis zu 54 dB(A) nachts.

'4 il “r ) -= ' 10 05|
e e !“
-_|..Ua“1‘!‘ - e

Abbildung D.1: Untersuchte Immissionsorte planbedingte Verkehrszunahme

Das Schallgutachten kommt zu dem Ergebnis, dass die heutigen
Immissionen aus dem StraBenverkehrslarm durch die planbe-
dingte Verkehrszunahme um maximal 2,4 dB(A) zunehmen wer-
den. Dies betrifft Bereiche (untersuchte Immissionsorte 1 und 2
im Norden der Rablinghauser Landstralle), an denen die Immis-
sionsgrenzwerte der 16. BImSchV fiir allgemeine Wohngebiete
auch mit der planbedingten Verkehrszunahme deutlich eingehal-
ten werden. Hier werden die Grenzwerte der 16. BImSchV um
mindestens 4 dB bis zu 17 dB unterschritten.

Teilweise werden jedoch an den weiteren untersuchten Immissi-
onsorten die Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV bereits ohne
die Mehrverkehre durch das Vorhaben tiberschritten. Die Grenz-
wertiiberschreitung wird bereits durch die bestehenden Ver-
kehrslarmimmissionen verursacht. Durch die mit dem vorhaben-
bezogenen Bebauungsplan 153 zu erwartende planbedingte Ver-
kehrszunahme wird es eine weitergehende Uberschreitung der
Grenzwerte geben. Diese liegt bei bis zu 0,8 dB(A). Dies wird in
Ubereinstimmung mit der gutachterlichen Einschatzung als ak-
zeptabel bewertet, da diese Zunahme unterhalb der Wahrnehm-
barkeitsschwelle von 1,0 dB(A) liegt und damit geringfiigig ist.
Zudem befindet sich die Erhéhung der im Bestand bereits vor-
handenen Uberschreitung der Immissionsgrenzwerte der
16. BImSchV fir allgemeine Wohngebiet gerundet noch im Be-
reich der Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV fir Mischge-
biete, in denen Wohnen ausdriicklich zugelassen ist. Demnach ist
die Pegelerh6hung durch die planbedingte Verkehrszunahme
durch den vorhabenbezogenen Bebauungsplan 153 zumutbar.

Auch unter Berticksichtigung der seit dem 1. Marz 2021 wirksa-
men Richtlinie fiir den Larmschutz an StraBen (RLS-19) wurde
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gutachterlich festgestellt, dass sich an den Ergebnissen keine
nennenswerten Anderungen ergeben.

Gewerbelarm

Die Ausbreitungsberechnungen zum Gewerbelarm wurden auf
Grundlage der TA Larm unter Berticksichtigung einer Mitwind-
wetterlage (konservative Annahme) durchgefiihrt. Samtliche Be-
rechnungen wurden mit dem Programm ,IMMI", Version 2020
durchgefiihrt. Das Plangebiet und seine fiir die schalltechnischen
Berechnungen mafgebliche Nachbarschaft wurden in einem
dreidimensionalen Geldndemodell digital erfasst. In diesem Mo-
dell sind die vorhandenen sowie sonstige fiir Abschirmung und
Reflexion relevante Elemente sowie die jeweiligen Schallquellen
inihrer Lage und H6he aufgenommen worden. Die maBgeblichen
Immissionsorte werden 0,50 m vor der Fassade im jeweiligen Ge-
schoss modelliert.

Fir die Betrachtung des Gewerbeldarms, der aus dem zukiinftigen
Betrieb des Vorhabens resultiert, wurden typische Gerauschquel-
len fiir Gastronomie angesetzt, die im Bericht des Schallgutach-
tens dokumentiert sind. Es wurden folgende Szenarien fir die
geplante Gastronomie- und Eventnutzung im Plangebiet bertick-
sichtigt:

e Regelbetrieb (vor allem gastronomische Nutzung des neuen
Gebdaudekorpers mit Musikanlage und Lautsprecherboxen
im AuBenbereich)

e Beachveranstaltung (vor allem Bithne mit Live-Musik auf
dem Wasser, nordlich des Plangebiets)

e Eventloft (vor allem diskothekenahnliche Nutzung des Neu-
baus, das heiit DJ im Obergeschoss)

e Konzert (vor allem Freiluftveranstaltung mit Bithne und Live-
Musik im Bereich der Stellplatzanlage)

In allen Szenarien sind zudem die mit den jeweiligen Nutzungen
verbundenen Gerduschemissionen durch Nutzung der Stellplatz-
anlage (entfallt beim Szenario Konzert), Lieferverkehre, Be- und
Entladungsvorgange, haustechnische Anlagen sowie Kommuni-
kationsgerausche im Bereich der AuBengastronomie und im
Strandbereich berticksichtigt.

Die gewerblichen Vorbelastungen im Umfeld des Plangebiets
wurden hinsichtlich ihrer Lage und Emissionen modelliert. Die
angesetzten pauschalen, flachenbezogenen Schallleistungspegel
sind dem Schallgutachten zu entnehmen

Auswirkungen durch Gewerbelarmimmissionen auf das Plange-
biet (Vorbelastung)

Ausgehend von den geplanten gewerblichen Nutzungen wird
das Plangebiet des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 153 im
Hinblick auf die Schutzwiirdigkeit als Gewerbegebiet eingestuft
und entsprechend beurteilt. Dauerhafte Wohnnutzungen sind im
Plangebiet nicht zuldssig. Dabei ist festzuhalten, dass es fiir im
Plangebiet vorgesehene Aufstellflachen fiir Wohnmobile weder
Immissionsgrenzwerte noch Immissionsrichtwerte gibt.

Die Berechnungsergebnisse zu den auf das Plangebiet und fiir die
Hotelboote vorgesehenen offentlichen Wasserflachen noérdlich
des vorhabenbezogenen Bebauungsplans einwirkenden Larmim-
missionen durch benachbarte Gewerbe- und Industriebetriebe
zeigen, dass im Tagzeitraum an allen untersuchten Fassadensei-
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ten des neuen Gebaudekorpers iiber alle Geschosse der Richt-
wert der TA Larm fir Gewerbegebiete von 65 dB(A) eingehalten
wird. Es werden Beurteilungspegel von maximal 56 dB(A) er-
reicht. Damit wird der Richtwert fir den Tageszeitraum an allen
Immissionsorten um mindestens 9 dB(A) unterschritten. Im Be-
reich der geplanten Hotelnutzungen (Tiny Houses; Hotelboote
auf den offentlichen Wasserflachen nordlich des vorhabenbezo-
genen Bebauungsplans) werden tagsiiber Beurteilungspegel von
bis zu 59 dB(A) erreicht und damit der Richtwert von 65 dB(A) um
6 dB unterschritten. Somit ergibt sich im Hinblick auf die Vorbe-
lastung durch Gewerbeldrmimmissionen am Tag eine konflikt-
freie Nutzung im gesamten Plangebiet sowie im Bereich der
nordlich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans geplanten Ho-
telboote.

Im Nachtzeitraum wird an nahezu allen Fassaden des geplanten
Gebaudekorpers der Richtwert der TA Larm fiir Gewerbegebiete
von 50 dB(A) erreicht (Nordfassade) beziehungsweise mit Beur-
teilungspegeln von bis zu 55 dB(A) um bis zu 5 dB(A) tiberschrit-
ten. An den geplanten Hotelnutzungen (Tiny Houses; Hotelboote
auf den offentlichen Wasserflachen noérdlich des vorhabenbezo-
genen Bebauungsplans) werden nachts Beurteilungspegel von
bis zu 56 dB(A) erreicht und damit der Richtwert um bis zu 6
dB(A) uUberschritten. Dies betrifft die geplanten Tiny Houses. An
den Hotelbooten sind Beurteilungspegel bis zu 55 dB(A) nachts
zu erwarten.

Damit wird im Nachtzeitraum der Richtwert der TA Larm fir Ge-
werbegebiete von 50 dB(A) im gesamten Plangebiet erreicht be-
ziehungsweise um bis zu 5 bis 6 dB uberschritten. Dabei ist zu
bertiicksichtigen, dass das geplante Gebaude fir Gastronomie-
und Eventnutzungen vorgesehen ist und Wohnnutzungen bezie-
hungsweise Nutzungen mit Ubernachtungen ausgeschlossen
sind. Demnach ist fiir den neuen Gebaudekorper der Gewerbe-
larm, der auf das Bebauungsplangebiet einwirkt (Vorbelastung),
als schalltechnisch unkritisch im Sinne der TA Larm einzustufen.

Bei den geplanten Hotelnutzungen (Tiny Houses, Hotelboote auf
den offentlichen Wasserflachen nordlich des vorhabenbezogenen
Bebauungsplans) wird der nachtliche Immissionsrichtwert der TA
Larm fur Gewerbegebiete von 50 dB(A) mit Beurteilungspegeln
von bis zu 55 dB(A) an den Hotelbooten und bis zur 56 dB(A) an
den Tiny Houses um bis zu 5 dB beziehungsweise 6 dB uber-
schritten. Dabei ist zu berucksichtigen, dass die hier geplanten
Hotelnutzungen anders als beispielsweise in Gewerbegebieten
ausnahmsweise zulassige Betriebswohnungen nicht dem dauer-
haften Aufenthalt von Menschen dienen sollen, sondern in der
Regel nur uber die Dauer weniger Tage genutzt werden. Diese
Nutzbarkeit ausschlieBlich zum vorubergehenden Aufenthalt
stellt der Bebauungsplan fur die Tiny Houses insbesondere mit
der textlichen Festsetzung Nr. 5 sicher. Demnach sind Betriebs-
wohnungen gemal § 8 Absatz 3 Nr. 1 BauNVO sowie Beherber-
gungsbetriebe, die wohnahnlich genutzt werden (beispielsweise
Business-Apartments, Boarding-Houses), nicht zulassig. Entspre-
chende Regelungen fur die auf den offentlichen Wasserflachen
nordlich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans geplanten Ho-
telboote erfolgen im Rahmen der jeweils erforderlichen hafen-
rechtlichen Sondernutzungserlaubnisse.

Die Tiny Houses und Hotelboote sind demnach ausschlieBlich
zum vorubergehenden Aufenthalt nutzbar (vergleiche textliche
Festsetzung Nr. 4 beziehungsweise entsprechende Regelungen
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in den hafenrechtlichen Sondernutzungserlaubnissen fiir die Ho-
telboote). Zudem werden fur die Tiny Houses mit der textlichen
Festsetzung Nr. 15 Regelungen zum passiven Schallschutz ge-
troffen, mit denen die Einhaltung des Mittelungspegels von 30
dB(A) bei geschlossenen Fenstern sichergestellt wird. Entspre-
chende Regelungen zur Einhaltung des Innenraumpegels von 30
dB(A) nachts erfolgen fiir die nérdlich des vorhabenbezogenen
Bebauungsplans geplanten Hotelboote im Rahmen der hafen-
rechtlichen Sondernutzungserlaubnisse. Bei der Umsetzung der
Hotelboote und Tiny Houses ist demnach ein passiver Schall-
schutz durch bauliche Mafinahmen an den AufBlenbauteilen zu
gewdhrleisten. Eine ausreichende Liiftung bei geschlossenem
Fenster muss dann tiber ein Liftungsystem gegeben sein.

Im Zuge der gegenseitigen Ricksichtnahme mit den umgeben-
den Industrie- und Gewerbebetrieben ist unter Berticksichtigung
der stadtebaulichen Zielsetzung dariiber hinaus zumutbar, dass
die Orientierungswerte der DIN 18005 beziehungsweise die Im-
missionsrichtwerte der TA Larm von 50 dB(A) nachts an den ge-
planten Hotelnutzungen nicht eingehalten werden kénnen und
in einem Abstand von 0,50 m vor Fenstern von Aufenthaltsrau-
men um bis zu 6 dB(A) vom Orientierungswert der DIN 18005 ab-
gewichen wird. Die Uberschreitung des Orientierungswerts
rechtfertigt sich aus besonderen stadtebaulichen Griinden. So soll
mit der Schaffung von Angeboten fir Gastronomie- und Event-
nutzungen, die durch begleitende Hotelnutzungen ergéanzt wer-
den, das Plangebiet des Lankenauer Hofts, das derzeit brach-
liegt, mit einer entsprechenden Nutzungsvielfalt dauerhaft belebt
werden.

Im Hinblick auf die Hotelboote, die auf den o6ffentlichen Wasser-
flachen geplant sind, ist festzuhalten, dass die 6ffentlichen Was-
serflachen als Bestandteil des Hafengebietes im Hinblick auf die
Schutzwirdigkeit einem Industriegebiet (GI) gleichzusetzen
sind. Zulassig sind hier Immissionen in Héhe von bis zu 70 dB(A)
sowohl tagsiiber als auch nachts. Die Hotelboote sollen nicht zum
dauerhaften Wohnen genutzt werden. Insofern bestehen im Hin-
blick auf die zu erwartenden Schallimmissionen und im Hinblick
auf moglicherweise entstehende Schutzanspriche gegentber be-
nachbarten Gewerbe- und Industriebetrieben keine Bedenken,
zumal laut dem Schallgutachten zum vorhabenbezogenen Be-
bauungsplan 153 nachts durch die Vorbelastung mit Larmwerten
zu rechnen ist, die unter 60 dB(A) liegen, was als Schwelle zur
Gesundheitsgefahrdung bei dauerhafter Wohnnutzung kritisch
ware.

Mit den oben genannten passiven SchallschutzmaBnahmen (ge-
sichert durch die textliche Festsetzung Nr. 15 im vorhabenbezo-
genen Bebauungsplan beziehungsweise entsprechende Rege-
lungen im Rahmen der hafenrechtlichen Sondernutzungserlaub-
nisse fir die Hotelboote) wird ein ausreichender Schallschutz si-
chergestellt. Andere SchutzmaBnahmen, wie zum Beispiel die
Errichtung von Larmschutzwanden, sind daher nicht notwendig
und im Sinne eines lebendigen Freizeitangebotes stadtebaulich
auch nicht vertraglich.

Im Hinblick auf die Aufstellflachen fiur Wohnmobile ist festzuhal-
ten, dass fur diese beziehungsweise fur als vergleichbare Nut-
zung heranziehbare Campingplatzgebiete weder verbindliche
Immissionsgrenzwerte noch Immissionsrichtwerte gelten. Die
DIN 18005 sieht fiir Campingplatzgebiete Orientierungswerte
von 55 dB(A) tagsuber und - im Hinblick auf den hier maBgebli-
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chen Gewerbeldarm — 40 dB(A) nachts vor. Diese kénnen im Plan-
gebiet um bis zu 4 dB(A) tagsiiber und bis zu 16 dB(A) nachts
uberschritten werden. Dabei ist zu berticksichtigen, dass die Auf-
stellflachen durch Wohnmobile in der Regel nur tiber die Dauer
weniger Tage genutzt werden und nicht dem dauerhaften Auf-
enthalt beziehungsweise Wohnen von Menschen dienen; Dauer-
wohnen wurde in der textlichen Festsetzung Nr. 6 ausdriicklich
ausgeschlossen. Auch erfolgt die Nutzung der Aufstellflachen
durch Wohnmobile freiwillig und kann jederzeit beendet werden,
da es sich im Ubrigen bei Wohnmobilen nicht um ortsfeste bauli-
che Anlagen handelt. Im Durchfiihrungsvertrag wird eine Rege-
lung erfolgen, dass bei befristeter Vermietung der Aufstellflachen
fur Wohnmobile auf die zu erwartenden Schallimmissionen hin-
gewiesen wird. Dartiber hinausgehende Regelungen, beispiels-
weise zu Schallschutzvorkehrungen an Wohnmobilen, sind im
vorhabenbezogenen Bebauungsplan nicht mdéglich.

Die oben genannten bautechnischen Schutzmafnahmen werden
unterstutzt durch Regelungen im Durchfithrungsvertrag, in dem
der Vorhabentrager im Sinne einer Duldungsvereinbarung zu-
gunsten der umliegenden Betriebe, tiber die der Vorhabentrager
das im Bebauungsplan getroffene Schutzniveau akzeptiert (in
Anlehnung an das sogenannte Bremer Modell fiir die Ubersee-
stadt). Der Vorhabentrdager wird in dem Zusammenhang auch er-
klaren, dass er diese Duldungspflicht auch auf Nutzer und Mieter
so weit wie mdéglich tibertragt. Es ist somit sichergestellt, dass fur
vorhandene Gewerbe- und Industriebetriebe sowie Hafenanla-
gen in der Nachbarschaft Betriebsbeeintrachtigungen, Betriebs-
beschrankungen und &hnliches aufgrund der geplanten Hotel-
nutzungen nicht zu erwarten sind. Abwehranspriiche kénnen da-
her nicht entstehen. Hotelnutzungen sind nur zuldssig, wenn die
im vorhabenbezogenen Bebauungsplan 153 festgesetzten bezie-
hungsweise im Rahmen der hafenrechtlichen Sondernutzungser-
laubnisse geregelten baulichen und sonstigen technischen
Vorkehrungen realisiert werden. Nachtragliche Anordnungen
nach § 17 BImSchG (Bundes-Immissionsschutzgesetz) oder An-
ordnungen nach § 24 BImSchG gegentiber den vorhandenen Be-
trieben konnen so vermieden werden.

Dieses Vorgehen (Zulassigkeit von Hotelnutzungen im Geltungs-
bereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 153 und im
Rahmen einer Sondernutzungserlaubnis auf den nordlich angren-
zenden Wasserflachen unter Bertuicksichtigung der benachbarten
Gewerbe- und Industriebetriebe sowie deren Erhalt und Siche-
rung von Erweiterungsmoglichkeiten) wird unter den folgenden,
hier gegebenen Voraussetzungen fur vertretbar gehalten:

e Aktive SchallschutzmafBnahmen, wie zum Beispiel die Er-
richtung von Larmschutzwanden oder vorgesetzte Vergla-
sungen der wenigen Fenster an den Hotelnutzungen, sind im
Sinne eines lebendigen Gebietes mit vielfaltigen Freizeitan-
geboten stadtebaulich nicht vertraglich;

e der Schwellenwert der Gesundheitsgefahrdung von 60 dB(A)
nachts durch Gewerbelarmimmissionen aus der Nachbar-
schaft wird im Plangebiet nicht erreicht;

e wihrend des Tageszeitraums liegen keine Uberschreitungen
des Immissionsrichtwerts der TA Larm von 65 dB(A) tags vor;

e nachts kann durch passiven Schallschutz (zum Beispiel
Schallschutzfenster der Schallschutzklasse 2) in den Tiny
Houses und Hotelbooten der Mittelungspegel von 30 dB(A)
gewahrleistet werden;
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e esist auch langfristig nicht zu erwarten, dass im Geltungsbe-
reich des Bebauungsplans sowie auf den nérdlich angren-
zenden Wasserflachen fiir die Hotelboote gewerbliche Larm-
immissionen aus der Nachbarschaft von maximal 60 dB(A)
nachts 0,50 m vor den Fenstern von Aufenthaltsraumen tiber-
schritten werden.

Der Nachweis fiir die Erfiillung der Anforderungen aus den oben
genannten Regelungen zum Schutz vor Gewerbelarmimmissio-
nen gemaB der textlichen Festsetzung Nr. 15 erfolgt im Einzelfall
im bauaufsichtlichen Verfahren beziehungsweise fiir die Hotel-
boote im hafenrechtlichen Verfahren, sodass hieraus die notwen-
digen SchallschutzmaBnahmen abgeleitet werden kénnen. Hier-
durch werden die getroffenen Vorkehrungen zum passiven
Schallschutz auch fiir den Fall, dass an den Stegen Sportboote
anlegen, sichergestellt.

Auswirkungen durch Gewerbelarmimmissionen auf das Plange-
biet (Vorbelastung und betriebsbedingte Immissionen)

Uber die Vorbelastung durch benachbarte Industrie- und Gewer-
bebetriebe hinaus werden im Schallgutachten die zu Auswirkun-
gen auf die geplanten Hotelnutzungen (Tiny Houses, Hotelboote
auf den Wasserflachen noérdlich des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplans) durch die zu erwartenden Larmimmissionen der ver-
schiedenen Betriebsszenarien (Regelbetrieb, Beachveranstal-
tung, Eventloft, Konzert, Kino) betrachtet.

Die Berechnungsergebnisse zeigen fiir die beschriebenen Be-
triebsszenarien — mit Ausnahme des Szenarios Konzerte —, dass
im Tagzeitraum an allen untersuchten Immissionsorten der ge-
planten Hotelnutzungen (Tiny Houses, Hotelboote auf den Was-
serflachen nérdlich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans)
der Richtwert der TA Larm fiir Gewerbegebiete von 65 dB(A) ein-
gehalten wird. Eine Ausnahme stellt das Szenario Konzerte in Be-
zug auf die Tiny Houses dar. An den der Biihne zugewandten
Ostfassaden wurden vereinzelten Uberschreitungen von bis zu 2
dB prognostiziert. Innerhalb des Nachtzeitraums wird an allen
untersuchten Immissionsorten der geplanten Hotelnutzungen
(Tiny Houses; Hotelboote auf den Wasserflachen nordlich des
vorhabenbezogenen Bebauungsplans) der ndachtliche Immissi-
onsrichtwert der TA Larm fiir Gewerbegebiete von 50 dB(A) je
nach Szenario an den Hausbooten um 5 bis 10 dB beziehungs-
weise an den Tiny Houses um 7 bis 24 dB uberschritten. An eini-
gen larmzugewandten Fassaden werden somit Beurteilungspegel
von bis zu 60 dB(A) an den Hausbooten beziehungsweise > 60
dB(A) an den Tiny Houses erreicht.

Die geplanten Hotelnutzungen (Tiny Houses, Hotelboote auf den
Wasserflachen nordlich des vorhabenbezogenen Bebauungs-
plans) sowie die geplanten Aufstellflachen fiir Wohnmobile zur
befristeten Nutzung waren zukunftig dem Betrieb der Gastrono-
mie zuzurechnen. Immissionsorte an einem schallemittierenden
Betrieb (hier: Gastronomie- und Eventnutzung) werden in Bezug
auf den Schalleintrag resultierend aus dem eigenen Betrieb in der
Regel nicht beurteilt beziehungsweise bertuicksichtigt, da dies be-
deuten wirde, dass sich der Betrieb selbst verlarmt. Dartiber hin-
aus besteht keine Nachbarschaftsbeziehung, es handelt sich um
denselben Vorhabentrager. Es ist auBerdem davon auszugehen,
dass es sich bei den Ubernachtungsgésten, um die Event- bezie-
hungsweise Konzertbesucher handelt (durch die entsprechende
Regie des Vorhabentragers/Betreibers).
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Auswirkungen durch Gewerbeldrmimmissionen auf benachbarte
schutzwiirdige Nutzungen

Im Hinblick auf die Auswirkungen des geplanten Vorhabens auf
die Nachbarschaft wurden als maBgebliche Immissionsorte in der
Nachbarschaft des Plangebiets die jeweils am starksten belaste-
ten Fassadenpunkte benachbarter schutzwiirdiger Wohnnutzun-
gen berticksichtigt. Die untersuchten Immissionsorte und deren
Schutzwirdigkeit sind in der nachfolgenden Karte dargestellt.
Die Immissionsorte wurden als allgemeines Wohngebiet (WA) be-
ziehungsweise Mischgebiet (MI) eingestuft. Untersucht wurden
die zu erwartenden Immissionen fir die unterschiedlichen Be-
triebsszenarien (Regelbetrieb, Beachveranstaltung, Eventloft,
Konzert).
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Abbildung D.2: Fassadenpegelplan maBgebliche Immissionsorte (hier: Beurtei-
lungspegel fiir den Regelbetrieb)

Die Berechnungsergebnisse fur alle betrachteten Betriebsszena-
rien zeigen, dass im Tag- und Nachtzeitraum sowie sonntags an
allen untersuchten Fassadenseiten der bestehenden Wohnnut-
zungen die jeweiligen Immissionsrichtwerte der TA Larm bezie-
hungsweise Orientierungswerte der DIN 18005 fur allgemeine
Wohngebiete von 55 dB(A) tags und 40 dB(A) nachts beziehungs-
weise Mischgebiete von 60 dB(A) tags und 45 dB(A) nachts ein-
gehalten werden. Mit Pegeln von maximal 31 dB(A) tags, 34
dB(A) nachts — fir das ungunstigste Betriebsszenario Eventloft —
wird auch das sogenannte Nicht-Relevanz-Kriterium der TA
Larm (Richtwert minus 6 dB) eingehalten beziehungsweise unter-
schritten.

Die detaillierte Beurteilung der einzelnen Betriebsszenarien fin-
det sich im Schallgutachten. In der Betrachtung der Betriebsab-
laufe werden alle relevanten Schallemissionsquellen kumulativ
in der Berechnung zur ,sicheren Seite” im Sinne der schiitzens-
werten Nachbarschaft berticksichtigt. Es handelt sich dabei um
den akustisch schlechtesten Fall (,worst case"”), der aufgrund der
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Gleichzeitigkeit der Betriebsablaufe im Einwirkzeitraum voraus-
sichtlich nur selten eintreten wird.

Beziiglich der zu erwartenden Gerduschspitzen ist gemdBl dem
Schallgutachten mit keinerlei Konflikten in der Nachbarschaft zu
rechnen. Demnach sind keine negativen Auswirkungen auf in
der Nachbarschaft vorhandene schutzwtirdige Nutzungen zu er-
warten. Alle im Schallgutachten betrachteten Betriebsszenarien
sind als schalltechnisch unkritisch im Sinne der TA Larm einzu-
stufen.

Nutzung erneuerbarer Energien sowie sparsame und effiziente
Nutzung von Energie, Klimaschutz (§1 Absatz 6 Nr. 7a BauGB)

Ziele und Grundsatze des Umweltschutzes

Gemal § 1 Absatz 6 Nr. 7f BauGB ist bei der Aufstellung von Bau-
leitplanen insbesondere die Nutzung erneuerbarer Energien so-
wie die sparsame und effiziente Nutzung von Energie zu
berticksichtigen.

Derzeitiger Umweltzustand und Prognose tiber die Entwicklung
des Umweltzustandes bei Durchfiihrung der Planung, einschlie3-
lich der méglichen erheblichen Auswirkungen wahrend der Bau-
und Betriebsphase sowie Beschreibung von Vermeidungs- und
MinderungsmaBnahmen/Festsetzungen

Als Beitrag zum Klimaschutz wird mit der Vorhabenplanung eine
nachhaltige Energieversorgung verfolgt, die durch eine energie-
effiziente Ausfithrung des neuen Gebaudekorpers fiir die Gastro-
nomie- und Eventnutzungen optimiert wird.

Das neue Gebaude soll iiber eine Luft-Wasser-Warmepumpe be-
heizt werden. Es ist ein Kaltwassernetz fiir einen Warmepumpen-
betrieb zur Heizwarmeversorgung des Neubaus vorgesehen.
Hierbei wird der Umgebungsluft Warmeenergie entzogen und
iber einen Kaltekreislauf auf ein Temperaturniveau gebracht,
welches eine Nutzung zur Gebaudeheizung ermoglicht. Die
Raumheizenergie wird iiber die Decken-Inneneinheiten in den
einzelnen Raumen verteilt. Uber einen Warmetauscher und einen
Ventilator innerhalb der Rdume wird die Heizwarme an die
Raumluft iibertragen. Durch den direkten Warmetibergang an die
Raumluft kann das System sehr schnell auf Lastwechsel (zum Bei-
spiel plotzliches Eintreffen der Géaste) reagieren.

Auf rund 50 Prozent der Dachflachen des zweigeschossigen Ge-
bdudeteils des Neubaus ist die Installation einer grofflachigen
PV-Anlage nach dem Stand der Technik vorgesehen, die die
Warmepumpe mit Strom versorgt. Zudem wird eine Liiftungsan-
lage vorgesehen, tber die eine effiziente Warmeriickgewinnung
erfolgen kann. Somit kann auf eine Fensterliiftung mit unter an-
derem Kaltlufteinfall aus dem AuBenbereich verzichtet und der
Liftungswarmeverlust entsprechend reduziert werden. Diese
Festsetzung berucksichtigt nicht nur die effiziente Nutzung von
Energie, sondern ist auch im Hinblick auf die Wirtschaftlichkeit
unschadlich.

Fur den Neubau wird der BEG NWG 55-Standard (ehemals KIW
55-Standard) angestrebt (BEG: Bundesforderung fur effiziente
Gebaude, NWG: Nichtwohngebaude).

Fur die auf den Wasserflachen noérdlich des vorhabenbezogenen
Bebauungsplans geplanten Hotelboote wird ebenfalls die Instal-
lation von PV-Anlagen auf der Tragerkonstruktion angestrebt.
Der gewonnene Solarstrom soll fiir die Stromversorgung der
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Hausboote genutzt werden. Zusatzlich wird es ein Landstromka-
bel geben fiir die Stromversorgung.

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan enthdlt die textliche Fest-
setzung Nr. 14, demnach auf mindestens der Halfte der Dachfla-
chen des zweigeschossigen Gebaudeteils des Hauptgebaudes
PV-Anlagen zu errichten sind. Weitergehende Regelungen zum
Energiekonzept erfolgen im Durchfihrungsvertrag wie auch
etwa zur vorgenannten Errichtung von PV-Anlagen auf den Ho-
telbooten.

d) Auswirkungen durch sonstige Umweltbelange

Die sonstigen, unter anderem in § 1 Absatz 6 Nr. 7 und in § la
Absatz 3 und 4 BauGB genannten Umweltbelange werden von
der Planung nicht relevant betroffen.

e) Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Umweltbelangen

Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Umweltbelangen
sind iiber die Darstellungen unter Punkt a) bis ¢) hinaus nicht be-
kannt.

Prognose tber die Entwicklung des Umweltzustands des Plangebiets
bei Nichtdurchfithrung der Planung

Bei Nichtdurchfiihrung der Planung ware das Plangebiet auf Grund-
lage des bisher geltenden Bebauungsplans 1065 beispielsweise fir die
Schaffung von Gastronomie-, Veranstaltungs- oder sonstigen Freizeit-
angeboten nutzbar. Es ware jedoch davon auszugehen, dass die Fla-
che weiterhin brachliegen wiirde, da das Bestandsgebaude eine ma-
rode Bausubstanz aufwies und mit Ausnahme einzelner Zwischen-
nutzungen in den letzten Jahren leer stand. Das wiirde der Lage an
der Weser beziehungsweise am Lankenauer Hafen mit dem hohen
Freizeitwert nicht gerecht werden. Dabei ist auch zu berticksichtigen,
dass das Plangebiet bereits bebaut ist/war und in weiten Teilen ver-
siegelt ist, sodass sich in dieser Hinsicht die Nichtdurchfiihrung der
Planung kaum auf die Entwicklung des Umweltzustandes auswirken
wiirde. Vorliibergehende Beeintrachtigungen der Wasservogelrastfla-
che um die nérdlich des Plangebiets liegende Weserinsel wahrend der
Abriss- und Bauarbeiten kénnen durch Ausweichflachen kompensiert
werden. Nach Fertigstellung der Bauarbeiten ist hier mit keinen Be-
eintrachtigungen zu rechnen.

Anderweitige Planungsmoéglichkeiten

Mit der Planung soll der Standort um das ehemalige Lankenauer Hoft
mit Gastronomie-, Veranstaltungs- und weiteren Freizeitangeboten
wiederbelebt werden. Dies tragt der Lagegunst des Plangebiets an der
Weser beziehungsweise am Lankenauer Hafen mit dem hohen Frei-
zeitwert Rechnung. Anderweitige Planungsmdéglichkeiten werden da-
her nicht gesehen.

Kumulierung mit den Auswirkungen von Vorhaben benachbarter
Plangebiete; Auswirkungen wahrend der Bau- und Betriebsphase

Das Plangebiet des Lankenauer Hofts liegt auf einer Halbinsel in der
Weser. Benachbart sind lediglich die Flachen des Lankenauer/Neu-
stadter Hafens. Konkrete Planungen fiir einen moéglichen Hafenaus-
bau sind derzeit nicht bekannt. Kumulierungen mit den Aus-
wirkungen von Vorhaben benachbarter Plangebiete sind daher nicht
zu erwarten beziehungsweise nicht konkret absehbar.

Wahrend der Bauphase ist im Umfeld des Plangebietes mit Beein-
trachtigungen durch Larm, Staub und Erschiitterungen, auch durch
Baustellenverkehr, zu rechnen. Diese Auswirkungen sind zeitlich be-
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grenzt und werden durch die Einhaltung der einschldagigen techni-
schen Vorschriften minimiert. Die BaumaBnahmen sind nicht ver-
meidbar, da ansonsten eine bauliche Nachnutzung des Standortes
nicht realisiert werden kénnte. Zudem finden die BaumaBnahmen
zeitlich befristet statt. Zeitlich befristete BaumaBnahmen im stadti-
schen Umfeld sind tiblich und hinnehmbar.

Wahrend der Abriss- und Bauarbeiten ist mit einer voribergehenden
Beeintrachtigung der Wasservogelrastflaiche um die nérdlich des
Plangebiets liegende Weserinsel zu rechnen. Die Rastvogel konnen
jedoch fiir diesen begrenzten Zeitraum auf benachbarte Flachen aus-
weichen. Nach Fertigstellung der Bauarbeiten ist mit keinen Beein-
trachtigungen der Rastvogel zu rechnen.

Verwendete Verfahren bei der Umweltprifung

Im Rahmen der Umweltprifung wurden die nachfolgenden Methoden
und Verfahren verwendet, die auch in den jeweiligen Gutachten na-
her erlautert werden:

Verkehrsuntersuchung

Zur Beurteilung der verkehrlichen Situation wurden Verkehrszahlun-
gen durchgefiithrt und ausgewertet und Verkehrsprognosen fir das
Jahr 2030 erstellt. Mit den prognostizierten Verkehrsdaten wurde die
Leistungsfahigkeit des StraBennetzes und von relevanten Verkehrs-
knotenpunkten mit dem Programm Knosimo 5.1 iiberpriift. Die Aus-
wertung der Leistungsfahigkeit erfolgte anhand der Vorgaben des
Handbuches fiir die Bemessung von Stralenverkehrsanlagen.

Larm

Die Berechnungen der Beurteilungspegel fiir die StraBenverkehrs-
wege erfolgten nach der Verkehrslarmschutzverordnung (16. BIm-
SchV) beziehungsweise nach dem Teilstiickverfahren der "Richtlinien
fir den Larmschutz an Straen — Ausgabe 1990" — RLS-90 (RLS-90).
Die fir die StraBen des Untersuchungsgebietes mafBgeblichen zulas-
sigen Hochstgeschwindigkeiten und StraBenoberflachen sind ent-
sprechend dieser Grundlagen beurteilt und bei den Berechnungen
berticksichtigt worden. Mit der ,Zweiten Verordnung zur Anderung
der Sechzehnten Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-Immissi-
onsschutzgesetzes” (Verkehrslarmschutzverordnung — 16. BImSchV)
ist der Beurteilungspegel fiir StraBen seit dem 1. Marz 2021 nach den
Richtlinien fir den Larmschutz an Straen — Ausgabe 2019 — RLS-19
zu berechnen. Aus schallgutachterlicher Sicht wiirden sich in Bezug
auf die Ergebnisse des anlagenbezogenen Verkehrs beziehungsweise
deren Interpretation unter Berticksichtigung der RLS-19 im Vergleich
zu der im vorliegenden Fall angewandten RLS-90 jedoch keine nen-
nenswerten Anderungen ergeben.

Die Ausbreitungsberechnungen zum Gewerbelarm wurden auf
Grundlage der TA Larm, samtliche Berechnungen mit dem Programm
+JIMMI*, Version 2020 durchgefiihrt. Das Plangebiet und seine fur die
schalltechnischen Berechnungen magebliche Nachbarschaft wurden
in einem dreidimensionalen Gelandemodell digital erfasst. In diesem
Modell sind die vorhandenen sowie sonstige fiir Abschirmung und Re-
flexion relevante Elemente sowie die jeweiligen Schallquellen in ihrer
Lage und Hohe aufgenommen worden. Die maBgeblichen Immission-
sorte werden 0,50 m vor der Fassade im jeweiligen Geschoss model-
liert.
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Baum- und Artenschutz, Rastvogel

Der Baumbestand wurde kartiert und in einem Lageplan mit tabella-
rischer Auflistung der einzelnen Baume mit Baumartenbestimmung
und Angaben zum Stammumfang und Schutzstatus nach BaumSchV
dargestellt.

Im Rahmen einer artenschutzrechtlichen Erstabschatzung wurden
zwei Gelande- und Gebaudebegehungen durchgefiihrt und das Plan-
gebiet auf Vorkommen von Brutvogeln und Fledermausen gepriift.
Dartiber hinaus wurden Ergebnisse aus einer Kartierung von Rastvo-
geln auf den Wasserflachen um die nordlich des Plangebiets gelegene
Weserinsel fiir den vorhabenbezogenen Bebauungsplan 153 zusam-
mengestellt und im Hinblick auf das Vorhaben bewertet.

MaBnahmen zur Uberwachung (Monitoring)

Gemadl § 4c BauGB haben die Gemeinden erhebliche Umweltauswir-
kungen, die aufgrund der Durchfiihrung der Bauleitplane eintreten
koénnen, zu iberwachen (Monitoring). Ziel ist es, eventuelle unvorher-
gesehene, nachteilige Auswirkungen zu ermitteln und gegebenen-
falls geeignete MaBnahmen zur Abhilfe zu ergreifen. Da auf Grund-
lage der fiir den Umweltbericht verwendeten Gutachten tber die dar-
gestellten Beeintrachtigungen hinaus erhebliche Umweltauswirkun-
gen im Vergleich zur bisher zuldssigen Nutzung nicht zu erwarten
sind, sind keine speziellen MaBnahmen zur Uberwachung vorgese-
hen.

Es werden die generellen MaBnahmen zur Umweltiiberwachung des
Landes Bremen durchgefiihrt. Sollten im Rahmen dieser Uberwa-
chungsmaBnahmen oder auch im Zuge kiinftiger Genehmigungsver-
fahren nachteilige Umweltauswirkungen ermittelt oder in sonstiger
Weise bekannt werden, so werden diese gemeldet und gegebenen-
falls geeignete Mafinahmen zur Abhilfe ergriffen.

Allgemein verstandliche Zusammenfassung

Mit dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan 153 soll im Plangebiet
um das Lankenauer Hoft ein Angebot fiir Gastronomie-, Veranstal-
tungs- und weitere Freizeitnutzungen geschaffen werden. Zusammen
mit einer Hotelnutzung (Tiny Houses, Hotelboote auf den Wasserfla-
chen nordlich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans) soll sodass
Plangebiet dauerhaft wiederbelebt werden. Dies tragt der Lage des
Plangebiets zwischen Weser, Wendebecken Neustadter Hafen und
Lankenauer Hafen und dem damit verbundenen Freizeitwert Rech-
nung.

Zur Vermeidung von Immissionskonflikten mit den benachbarten In-
dustrie- und Gewerbebetrieben trifft der Bebauungsplan im Hinblick
auf die geplanten Hotelnutzungen Festsetzungen zum passiven
Schallschutz von Aufenthaltsrdumen. Entsprechende Regelungen
werden fur die nordlich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans ge-
planten Hotelboote im Zuge der hafenrechtlichen Sondernutzungser-
laubnisse erfolgen.

Das Plangebiet ist bereits bebaut und in weiten Teilen versiegelt. Mit
dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan 153 werden gegentber
dem bisher geltenden Planungsrecht keine weitergehenden Eingriffe
ermoglicht. Zur Verringerung beziehungsweise Kompensation der zu-
lassigen Versiegelung werden die Stellplatzflachen nicht vollflachig
versiegelt und mit Schotterrasen gestaltet und der neue Gebdaudekor-
per erhalt eine Dachbegrinung. Diese leistet einen Beitrag zur Ruck-
haltung und Verdunstung von Regenwasser. Fur die Fallung von
einem nach BaumSchV geschiitzten Baum erfolgt eine Ersatzpflan-
zung im o6stlich angrenzenden Weseruferpark.
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Die Gesamtbetrachtung der Auswirkungen auf die einzelnen Umwelt-
bereiche fiihrt zu dem Ergebnis, dass die durch den vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplan 153 moglichen Nutzungen mit dem jeweiligen
Schutzbediirfnis der umgebenden Nachbarschaft vereinbar sind.

Finanzielle Auswirkungen/Gender-Priifung
Finanzielle Auswirkungen

Die Vorhabentragerin tragt die Planungs- und ErschlieBungskosten und
ubernimmt im Durchfihrungsvertrag die Verpilichtung, das Vorhaben auf
eigene Kosten zu verwirklichen. Die Kosten fiir die Kampfmittelsuche tragt
die Vorhabentragerin. Sollte aufgrund der Kampfmittelsuche eine Kampf-
mittelbeseitigung erforderlich werden, tragt das Land Bremen die Kosten
(§ 8 Absatz 2 des Gesetzes zur Verhiitung von Schdaden durch Kampfmit-
tel).

Gender-Prifung

Die geplanten Gastronomie-, Veranstaltungs-, Hotel- und weiteren Frei-
zeitnutzungen richten sich gleichermaBen an alle Geschlechter. Durch das
Vorhaben sind daher keine geschlechtsspezifischen Auswirkungen zu er-
warten.
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Anlage zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan 153: Ansichten
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Anlage zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan 153: Grundrisse
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Anlage zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan 153: Visualisierungen
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	Bremische Bürgerschaft Drucksache 20/652 S
	Mitteilung des Senats vom 11. Januar 2022
	Vorhabenbezogener Bebauungsplan 153 (mit Vorhaben- und Erschließungsplan) zur Errichtung eines Gebäudes für Gastronomie- und Eventnutzungen sowie für Hotel- und Freizeitnutzungen im Bereich des Lankenauer Höfts in Bremen-Woltmershausen/Häfen



